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D i e Livländer haben mit lebhafter Besorgniss wahrgenom-
men, dass seit den Wirren in den ersten vierziger Jahren, 
trotz der ernstesten Bemühungen den Zcitansprüchen ge-
recht zu werden und trotz namhafter Opfer der Stände die 
Lage des Landes statt sich zu bessern, allmälig einen immer 
bedenklicheren Charakter angenommen hat. Eine gründliche 
Untersuchung der Landesangelegenheiten in allen einzelnen 
Lebenszweigen wird zu dem Ergebniss führen, dass n i c h t 
dem Verhalten der Landesbewohner das Scheitern zahl-
reicher patriotischer Bestrebungen zuzuschreiben ist. — 

Wenn der Leser schon bei flüchtigem Urablick eine 
gewisse Ungleichmässigkeit in der Bearbeitung der nach-
folgenden Capitel bemerkt, so wolle er dieselbe nicht der 
Unachtsamkeit zuschreiben. 

Insofern die sprachlichcn Wirren, gegen welche Liv-
land zurZeit kämpft, die erste Veranlassung zum Beschlüsse 
des diesjährigen Januar-Landtages gewesen sind, und weil 
das Verhältniss zum Reiche, sowie Livlands Recht zur Be-
theiligung an der Gesetzgebung die beiden Angelpunkte 
bleiben, in welchen unsere staatsbürgerliche Existenz ruht 
und sich bewegt: w&r es geboten, die Abschnitte III, VI 
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und VII mit grösserer Umständlichkeit zu behandeln als 
alle übrigen. 

Wie aber steht die nachfolgende Begründung und Dar-
stellung des livländischen Landesrechtes und der auf das-
selbe gerichteten Angriffe zum politischen Sinnen und Stre-
ben der Livländer selbst? 

Man hat lügenhafter Weise in diesem Frühlinge durch 
die ausserrussländische Presse, z. B. die „Liberte" vom 
8. April und eine nicht viel jüngere Correspondenz eines 
„mehr als zwanzigjährigen Lesers der Nationalzeitung", 
ebenso wie durch die russische Presse selbst, die An-
schauung verbreiten wollen, als verlange die Ritterschaft 
Livlands so zu sagen eine restitutio in integrum ausnahms-
los, aller 1710 anerkannten Bechtsformcn, als weigere sich 
der „privilegirte Adel" Zustandsverbesserungen anzuer-
kennen, welche das Land ausschliesslich der russischen 
Regierung zu danken habe. Die Feinde der Deutschen im 
Lande und ihrer Bildung verbreiten in uneingeweihten 
Kreisen solche in sich lächerliche Unwahrheiten, in der 
Hoffnung, durch Verhüllung des Thatbestandes uns zu 
schaden, die sprachliche und sittliche Russifieirung der Pro-
vinz aber zu fördern! Demgcmäss ist der Generalgouver-
neur Alb e d i n s k y in der „Libertd" ungerechter Weise be-
schuldigt worden, die Vorbeugung der Beschlüsse des 
Januar-Landtages nicht verstanden zu haben, als ob eine 
unmögliche Aufgäbe Maassstab seiner Befähigung wäre! 
Nicht die persönlichen Talente des Generalgouverneurs, 
sondern die Unmöglichkeit der ihm gestellten verfassungs-
widrigen Aufgabe, trägt die Schuld des Misslingens! 

Allerdings bat der livländischc Januar-Landtag in der 
an den Kaiser gerichteten Adresse um A n e r k e n n u n g 
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beziehentlich W i e d e r h e r s t e l l u n g unsrer Verfassung, d.h. 
nach W e s e n und Sinn der Grundrechte,'welche in Seibat-
verwaltung, eigener Richterwahl, in Justiz, Selbstbesteue-
rung zu Landeszwecken, Gleichbetheiligung an der Gesetz-
gebung in officieller unbeschränkter Benutzung der Mutter-
spräche in Kirche, Schule und Behörde, in unumschränkter 
Gewissensfreiheit wurzelt. — Dass der Landtag muf Trane-
aktionen mit der Regierung vertrauensvoll eingehen werde, 
sobald letztere die ebenso frischen als alten, dem Staats-
wesen und Culturbewu9stsein der Gegenwart im vollen 
entsprechende Principien unserer Verfassung offen und 
ehrlich anerkennt, wie unser Landtag offen, ehrlich uod 
ohne Widerspruch sich zu dem gegenseitigen Rechte, zur 
Bündigkeit von Land und Landesherrn bekannt hat, das 
kann und darf keinem weiteren Zweifel unterliegen! Die 
Ritterschaft ihrerseits wird im Angesichte des, durcli ihre 
Initiative unter steter lebhafter Betheiligung des bürger-
lichen Elementes zur Blüthe entfalteten Volksunterrichtes 
und des durch diesen immer höher entwickelten LebenB 
auf idealem wie Irealem Gebiete keinen Anstand nehmen, 
Rechte, welche 1710 im Namen und zu Gunsten des gan-
zen Landes durch Kaiser Peter anerkannt wurden, soweit 
es der jetzt regierende Monarch gestattet, auch den übrigen 
Bevölkerungsgruppen und Berufsständen in Livland mitju-
theilen. 

Dass aber unser Landtag den alten verfassungsmässigen 
Rechtsbodcn verlassen und ohne die vo l le Gewissheit, 
dass wie bisher ihm a l l e i n , so k ü n f t i g — auf Grund-
lage des Additamentes III. der Capitulation — den ge-
s a m m t e n L a n d e s b e w o h n e r n die Ausübung der ob»n 
angeführten Grundrechte zustehen solle — einen Sprung 
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'in's Finstre wagen werde, wer wollte das glauben, wer 
dürfte das wünschen? 

Es ist seitens der Feinde deutscher Cultur kein Mittel 
unversucht geblieben, den einzelnen Ständen und Nationa-
litäten im Lande Misstrauen gegen einander einzuflösen 
und wirklich schien die Mühe eine Zeit lang ..nicht ganz 
vergebens gewesen zu sein. Wir hoffen aber von der 
Vaterlandsliebe und dem gesunden Menschenverstände aller 
Livländer, wess Standes und wess Volkes sie sein mögen 
—: und dazu berechtigt uns eine Reihe der günstigsten 
Symptome — dass endlich Mittel und Zwecke der ange-
deuteten Umtriebe als feindlich allgemein anerkannt wor-
den sind, welche dem Lande, wenn auch allmälig, im Laufe 
einiger Jahrzehnte, von obenher eingesetzte Richter,, Ver-
waltungsbeamte, Geistliche, fremdes d. h. russisches Recht, 
fremde d. h, russische Sprache, fremde d. h. griechisch-
orthodoxe Kirche, fremde d. h. russische Moral zu geben 
bestimmt ist. — Die Letten und Esten wissen es zur Ge-
nüge, dass man die Deutschen hauptsächlich deshalb an-
feindet und ihre Sprache und Bildung verfolgt, weil diese 
der Wall sind, hinter welchem die freie nationale Ent-
wick lung unsres Landvolkes wächst, weil die Deutschen 
es sind, welche den Esten und Letten Pflege der Mutter-
sprache angedeihen liessen. ß i e Esten und Letten wissen, 

idass ihre deutschen Landsleute jedem von ihnen das Ver-
harren bei seiner Nationalität bedingungslos freistellen, ein 
Verdrängen der deutschen Sprache aus Livland aber gleich-
bedeutend wäre mit anfangs heimlicher, später gewaltsamer ' 
Russificirung der Esten und Letten! Es bleibt nur zu be-
dauern, dass diese Einsicht uns Livländern allen nicht 
früher schon gekommen ist. — Dank der russischen Presse 
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jetzt sind wir ausreichend in Kenntniss gesetzt von Zweck 
und Ziel der Regierungsmaassregeln. Die neuesten Er-
lasse betreffend die Sprache in Schule und Behörde, die 
willkürliche Trennung von Landes- und Krons-Behörde, die 
immer wieder und wieder auftauchenden Gewissenspeini-
gungen und Convertitenquälereien wie sie noch neuerdings 
im Pernauschen unbestraft erduldet werden mussten, er-
lauben keinen Zweifel. — Den sittlichen Zustand eines 
Staates ermisst man nicht sowohl an dem, was im Staate 
verboten und erlaubt ist, sondern an dem, was in demsel-
ben ungestraft verübt werden kann. — 

Wir Livländer, ohne Ausnahme eines Standes oder 
einer Nationalität wissen, dass die günstige Entfaltung ge-
wisser Verhältnisse im Lande wie z» B. der Volksschule^ 
ausschliesslich der Gewährung voller Selbstverwaltung zu 
danken ist, dass die Entwickelung der Landes Verhältnisse 
eine noch viel günstigere und beschleunigtere sein wird 
sobald in den verschiedensten Richtungen die Verfassung 
auf Grundlage jener ewigen Principien wird aus sich selbst 
heraus entwickelt sein; wir Livländer sind aber ebenso fest 
überzeugt, dass all' jene Wohlthaten mit Entziehung ihrer 
Quelle unvermeidlich schwinden werden, wie sie bisher auf 
solchem Gebiete und in solchen Fällen nicht haben sich 
geltend machen können, wo gewaltsames Eingreifen zer-
störender Regierungsgewalten stattfand. 

Unter uns Livländern giebt «s nur eine einzige Ueber-
zeugung, dass die durch die Verfassungsgrundlagen dem 
Lande verbrieften Grundrechte der Selbstverwaltung, eigener 
Beamtenwahl, der Selbstbcsteuerung zu Landeszwecken, 
der Gleichbetheiligung an der Gesetzgebung, des officiellen 
unumschränkten Gebrauchs der Muttersprache in Schule, 
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Kirche und Behörde, der Gewissens- und Bekenntnissfreiheit 
bei zeitgemässem Ausbau der Verfassung — auch wo sie 
verkümmerte» — dadurch zur vollkommenen Geltung wieder-
gelangem müssen, dass alle Berufsstände, Nationalitäten 
und Glaubensbekenntnisse gleichberechtigt und gleichver-
pfliektet sein, und endlich jede Ausnahmejustiz, wie die 
Verschleppung derselben ausser Landes, aufhören muss. — 
Wenn Livland nicht schon seit einem halben Jahrhundert 
so klar und fest wie heut auf diesem Standpunkt gestanden, 
so liegt die Hauptschuld am seiner Zugehörigkeit zu einem 
Reiche dessen Bevölkerung nach Wesen und Bildung, trotz 
zaliUo» angeordneter, anstrengender Formenwandlungen 
selbst zur Stande noch hinter Mittel^jjropa^um mehr als 
ein Jahrhundert zurücksteht. Diei^onserWiw» Partei in 
Livlandt hatte eben im Reiche selbst den kräftigsten Rück-
halt! — 

Nach fümfandawanzigjährigen harten und stets schwan-
kenden Kämpfen zwischen den politischen Parteien hat 
endlieh, auf dem am — { d . J . geschlossenen livlän-
di&chen Landtage, die liberale Yerfassungspartei einen 
vollst^Bdi^tt^und für die Zukunft entscheidenden Sieg über 
die ^onfrervativo Partei davongetragen. 

Während die letzte das Landeswohl und Recht nur 
durch die Ritterschaft vertreten wissen wollte, hat nunmehr 
durch den Sieg der Yerfassungspartei ihr Programm defi-
nitive Anerkennung gefunden, welches das Landrecht aus 
«ich selbrt dea Ansprüchen der Zeit und der Bildung un-
stet Provinzialbevölfcerung gemäss entwickeln und alle Be-
vttlkenrogBgroppen in der Kreis- und Landesvertretung auf-
genommen wissen will, ähnlich wie durch Initiative dieser 
Parier in Begründung der Kirchspielsversammlung der Aus-
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bau des mit der Gemeindeordnung begonnenen Verfassung-
werkes bereits auf frühern Landtagen in Angriff genommen 
worden war. 

Dass Livland diesen Sieg nicht nur dem unverdrossenen 
muthigen Vorgehen der Verfassungspartei, sondern nament-
lich auch dem Misstrauen zu danken hat , das nicht nur 
die russische P res se , sondern auch die Regierung gegen 
unser Land gehegt, — wie die sprachlichen Erlasse und 
kirchlichen geheimen Umtriebe beweisen, — darf offen und 
um so dankbarer anerkannt werden, als damit der wesent-
lichste Grund des Missverständnisses zwischen ihnen und 
uns entfernt ist. Je tz t wird Europa, an welches die In -
ländische Publicistik zuerst 1864 appellirte, es bald erfah-
ren , ob ein blosses Missverständniss russische Patrioten 
zum Kampf gegen Livlands Rechte anreizte, oder ob wirk-
lich die russische Fortschrit tspartei glaubt, allein durch 
Unterdrückung Iivländischer Selbstverwaltung, Gesetz-
gebungs-Initiative, Bekenntnissfreiheit etc. etc. im Reiche 
für Freiheit und Recht den Grundstein legen zu können. 

Nicht eine allen verschiedenen Völkerschaften Russ-
lands aufzudringende, gemeinsame Sprache, welche nicht 
einmal Vertreterin einer Bildungsepoche geworden —; nicht 
eine allen Staatsangehörigen aufzudringende Kirche, die 
noch dazu mit der obersten Reichsgewalt in einem freiheit-
feindlichen Centrum steht; Sondern die durch volle Selbst-
betheiligung einer gebildeten Landesbevölkerung entwickelte 
und getragene freiheitliche Landesverfassung ist es, welche 
auch in den innern Gouvernements nach und nach Platz 
greifen muss, so weit der vor allem zu fördernde Bildungs-; 
grad der örtlichen Population es gestattet . — Wenn die 

Regierung wirklich, wie wir es glauben, das Wohl des 
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Landes beabsichtigt; so wird sie erfreut sein, mit gutem 
Gewissen wenigstens in einem kleinen Theile des Reiches 
einer schwer verantwortlichen Last sich zu entledigen, 
Velche sie bisher aus Mangel an besserer Ort- und Sacli-
kenntniss geglaubt hat, für sich in Anspruch nehmen zu 
müssen; — wenn aber die Fortschrittsmänner in den na-
tional-russischen Gouvernements thatsächlich die Bildung 
und Freiheit ihrer Heimath wollen, so werden 6ie nach dem 
Siege der Verfassungspartei in Livland ohne weitern Arg-
wohn unsrer Entwickelung und unsern Volksbildungsmitteln 
eine dankensw&rthe Lehre für sich entnehmen. 

Erst mit Aufgeben des centralisirenden, für ein Welt-
reich verderblichen, weil unmöglichen Regierungsgrund-
satzes, der nach dem Modell eines sprach- und glaubens-
einheitlichen Mittel- oder Kleinstaates zwei halbe Welttheile 
mit 72 Millionen der buntscheckigsten Bevölkerung zuzu-
stutzen verlangt; erst mit Anerkennung der durch Klima, 
Gewohnheit, Geschichte, Bildung verschieden gestalteten 
Bedürfnisse, in Gesetzgebung, Gesellschaft, Sprache, Kirche 
— erst mit Begründung eines gediegenen, hochentwickelten 
durchgängigen Volksunterrichtes wird Russland von dem 
Abgrunde sich wieder entfernen, an den es missverstandene 
Nationalitätsempfindlichkeit und die zum Dogma einer libe-
raliaircnden Regierung gestempelte Unfreiheit und Gewalt-
tät igkeit , gegenüber dem ebenso gutverbrieften als moder-
nen zeitgemässen Rechte unserer Provinz, gedrängt hat. 

Die Staatsmänner und Publicisten Russlands, so wün-
sche ich, werden die Behr ernste Phase verstehen und 
würdigen, in welche auch das übrige Russland, an dessen 
Wohlergehen sie arbeiten wollen, durch den letzten ver-
fassungsmässigen Schritt des Livländischen Landtages ver-



XI 

setzt worden ist; denn wie könnte der Körper gesund sein, 
wenn eines seiner Theile leidet; oder sollte ein Glied des 
Leibes dem anderen Leid zufügen wollen? 

Die russische Presse hätte es längst verstehen sollen, 
dass es sich in Livland nicht um Abfall, sondern um ver-
fassungsmässige zeitgemässe Weiterentwickelung der For-
men für die Grundrechte der einheimischen Gesellschaft 
handelt! Bei den russischen Staatsmännern, welche am 
Ruder sitzen, darf ich voraussetzen, dass sie — schon aus 
eigener Erfahrung — davon überzeugt sind, dass ohne ge-
ordnete Mitwirkung einer gebildeten Bevölkerung — regieren 
— unmöglich ist. 

Das Stocken und Scheitern zahlreicher Reformen, die 
Entfremdung einer grossen, stets zunehmenden Menge russi-
scher Flüchtlinge von dem Boden der Heimath, das Wuchern 
politischer Schimmelgewächse, welche nur in der Stickluft 
des Müssigganges und unter den Treibfenstern eines mili-
tairischen Censur- und Polizeistaates Nahrung finden, die 
durch keine Gewaltmaassregel zu bewältigende Verwirrung 
und Unsicherheit im Reiche, sind eben so viele Symptome 
eines auf Irrthum beruhenden Regierungsprincipes und 
seiner zahlreichen, auf Rat los igkei t beruhenden Experi-
mente, von denen die russische Presse uns unterrichtet. 

Ausschliesslich der Wunsch: dieser Schrift, den Bei-
geschmack alles Persönlichen fernzuhalten, hat den Ver-
fasser bewogen, seinen Namen nicht zu nennen; die ebenso 
modernen als geschichtlich begründeten Rechte, für welche 
er kämpft, werden für sich selbst reden. 

Meinen livländischen Landsleuten rufe ich mahnend zu: 

„Concordia parvae res crescunt/" 



1. Die kirchlichen Zustände 

•weit entfernt — gemäss der durch die Verfassung ge-
währleisteten Gewissensfreiheit — in Ruhe und auf dem 
Wege der Volksbildung sich zu entwickeln, sind durch das 
Element künstlich herbeigeführter Propaganda seit Anfang 
der 40er Jahre, wo unter Geld- und Landversprechung o h n e 
Glaubensunterricht Tausende von Bauern gesalbt und in 
den Schooss der griechischen Kirche aufgenommen wurden, 
in beständiger Aufregung erhalten; was Wunder, dass die 
brüderliche Eintracht, in wclcher die Angehörigen beider 
christlichen Bekenntnisse bis dahin zum Vortheil des wahren 
Christenthums im Staate mit einander verkehrten, erloschen 
ist, um dem Misstrauen und der Missgunst Raum zu geben. 
Friede und gutes Einvernehmen zwischen Angehörigen ver-
schiedener Glaubensbekenntnisse ist n u r in s o l c h e n L ä n -
d e r n zu Hause, wo die Regierung — eingedenk der -Wahr-
heit, dass die a l l e n Bekenntnissen g e m e i n s a m e n Lehren 
das eigentliche W e s e n des Christenthums ausmachen, die 
gegenseitigen Abweichungen aber erst in zweiter Reihe zur 
Geltung kommen dürfen — das eine Glaubensbekenntnisa 
nicht auf Kosten des anderen begünstigte. 

So lange ungestraft Versuche gemacht werden können, 
durch geheime oder öffentliche Versprechungen irdischer 

1 



Vortheile Glieder der evangelischen Kirche zum Uebertritt 
in die griechisch-orthodoxe zu verleiten, so lange zu Gun-
sten vorzugsweise der Convertiten Landzuweisung m Aus-
sicht gestellt wird, so lange mit einem Wort,Politik und 
Religion mit einander verschwistert werden, so laDge Ab-
trünnigen der vom Gewissen geforderte und dem Landes-
recht entsprechende freie Rücktritt in den Schooss der 
verlassenen Kirche verwehrt, ja durch das Reichsgesetz 
mit den h ö c h s t e n für g e m e i n e Verbrechen bestimmten 
C r i m i n a l s t r a f e n b e d r o h t , und das durch Beseitigung 
der obligatorischen Reversalforderung von Kaiserlicher 
Milde und Fürsorge begonnene Christenwerk der Gewissens-
befreiung nicht vollendet wird: ist auch eine Beruhigung 
der Gemüther, eine Aussöhnung beider Kirchen, vor allem 
ein Entgegenkommen der bedrückten Glaubensangehörigen 
undenkbar; so lange wird eine neuerdings beanspruchte 
griechisch-orthodoxe Todtenfeier auf lutherischen Kirch-
höfen gegen den Willen der Gemeinde, geforderter Vortritt 
der griechischen Geistlichkeit und zwangsweise Einweihung 
von Gemeindehäusern durch dieselbe, obligatorischer Besuch 
eines Dankgottesdienstes in der griechischen Kirche an so-
genannten „Kronsfeiertagen" von dem lutherischen Beamten \ 
als ein doppelt lastender Gewissenszwang und Druck empfun-
den werden und die von der Christenliebe geforderte, auch 
im Staatsinteresse wünschenswerthe Aussöhnung der Reli-
gionsparteien zur Chimäre machen! 

Durch das Privilegium Sigismundi Augusti Artikel I, 
die Accordpunkte 1. der livländischen Ritterschaft und der 
Stadt Riga, so wie den 18. Punkt der Pernauschen Capi-
tulation war Livland die Ausübung der Augsburgischen -0 
Confession gesichert. Der später zu Abo bekräftigte Ny-



— 3 — 

Städter Friedenstractat durch dessen 10. Artikel der grie-
chisch-orthodoxen Kirche von da ab gleichfalls freie Reli-
gions-Ausübung gewährleistet wurde, brachte uns in dem-
selben Punkte völlige Gewissensfreiheit, welche weder durch 
einen für schwedische Kriegsgefangene in Sibirien erlas-
senen älteren Bcschluss des heiligen Synods, noch durch 
die unseren Rechtsgrundlagen im Accordpunkte 1 zuwider-
laufende oktroirte Kirchenordnung von 1832, namentlich 
durch die 10 ersten Punkte der neuen Auflage von 1857 
und durch Unterstellung der livländischen protestantischen 
Kirche unter ein uns fremdes General-Consistorium in Pe -
t e r s b u r g — nicht aufgehoben werden kann; eben so wenig " 
als die Kirche durch Entziehung der im 2. Artikel des Privi-
legii Sigismundi Augusti und des 2. Capitulationspunktea , 
der Livländischen Ritterschaft garantirten materiellen Grund- , 
läge beeinträchtigt werden darf. — 

Der Her r Minister hat neuerdings iq dem Verhalten der 
livländischen Protestanten gegen eine der oben erwähnten 
Zumuthungen ein Zeichen „widerlicher Unduldsamkeit" er-
blicken wollen; der gebildete Leser wird ohne unsere Ein-
gebung den Namen für die als Religionsduldaamkeit in der 
„freien" russischen Presse gerühmten Zumuthungen und die 
erwähnten Artikel des russischen Strafrecht3 finden, die 
man uns Livländern, bei Vorenthaltung vorgeschlagener 
Reformen des livländischcn Rechtes, aufzuzwingen und an-
zupreisen sich beeifert. 

! • 



2. Die Schule. 
Die Volksschule ist unter Oberaufsicht der Ritterschaft 

und Führung der evangelisch-lutherischen Prediger in Liv-
land zum wahren Wohle der bäuerlichen Bevölkerung ohne 
irgend welche nationale Beengung oder Kiinstelung zu einer 
hohen Stufe der Entwickclung gebracht; der Bildungsgrad 
und die Sittlichkeit der Volksmasse hat sich von Jahr-
zehend zu Jahrzehend gehoben, so dass unsere Volksschul-
leistung nur noch hinter der so hoch entwickelten Leistung 
der Volksschule in Deutschland und Dänemark zurück-
steht. — Alle Anstalten sind getroffen, um diese glück-
liche Entwickclung auch in Zukunft im Interesse der ört-
lichen Bevölkerung wie des gesammten Reiches zu steigern. 
Die gegenwärtige Leitung -hat sich dadurch als eine eben 
so sachverständige, als gewissenhafte erwiesen und kaita-

-Seitens Tfcr—^eff&mmten Bevölkerung jeder Versuch die 
Landvolksschule dieser Leitung, diesem System, diesem 
Fortschritt zu entziehen nur als ein höchst bedenklicher, 
dem Gemeinwohl schädlicher angesehen werden. Die Volks-
schule, wie jede andere, hat Bildung zum Zweck; jede Bei-
mischung politischer Tendenz stört die Entwickclung und 
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fördert kränkliche Treibfrüchte. "Wo irgend Kundgebungen i 
zu Gunsten einer Russificirung der Volkschule vorkamen, 
zu welcher alle Vorbedingungen fehlen, liessen sich diese, 
wie in Goldingen, Riga, Ringen, auf directe agitatorische 
Anstiftung zurückführen I — Während eine Entziehung der 
Volksschule aus dem Bereiche der bestehenden, örtlichen 
Schulverwaltung nur erst in Aussicht genommen bleibt, so 
ist das Urtheil den übrigen öffentlichen und privaten mitt-
leren und höheren Lehranstalten bereits gesprochen und in 
Ausführung begriffen. Ein Fünftel der gesammten Schulzeit 
war seit mehr als einem Dccemnum dem w i s s e n s c h a f t -
l i c h e n U n t e r r i c h t e zu G u n s t e n d e r r u s s i s c h e n 
S p r a c h e e n t z o g e n ! Während das Leben immer höhere 
Ansprüche an Bildungsstand und Grundlagen der Gesammt-
bevölkerung macht, wurden zu Gunsten einer Sprache von 
Jahr zu Jahr immer grössere, immer kostbarere Opfer an 
Geld, Zeit, Gesundheit und allerlei unentbehrlicher Funda-
mental-Kenntniss gefordert. Dieses Missverhältniss wird im 
Lande um so schmerzlicher empfunden, als die so wün-
schenswer te Erlernung der russischen Sprache durch eine 
derartige'Ueberbürdung nicht nur nicht gefördert, sondern 
wesentlich beeinträchtigt wird, was auch bei reichlicheren 
und billigeren, tüchtigeren und gebildeteren, sittlicheren 
und gewissenhafteren Lehrkräften und gediegneren Lehr-
mitteln als die vorhandenen sind, derselbe Fall wäre. Aus 
der Unionsacte Artikel 7 § 4, aus den Punkten 2 und 4 
der Capitulation, wie namentlich aus den Accordirunga-
worten des letzteren rücksichtlich der Universität, uud 
aus der zaarischen Resolution vom 12. October 1710 ad 
Punk t -4 geht die Rechtsstellung Livlands in-Betreff des 
Unterrichtswescns klar hervor. Eine wesentliche Reduci-
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rung der Lehrzeit für russische Sprache und Abwendung 
des drohenden Geschichts- un'd Mathematikunterrichts durch 
russische Lehrer, Herabstimmung der Ansprüche im Examen 
der russischen Sprache sind unumgänglich geboten, wenn 
nicht die Schulbildung im Lande zurückgehen und das Uni-
versitätsstudium den meisten Aspiranten wegen ungenügen-
der wissenschaftlicher Grundlage unmöglich oder unfrucht-
bar werden soll. — 



3. Die Sprache in der Behörde. 

Wird vollkommene Kenntniss der russischen Sprache 
bei Anstellung von Beamten in Livland zu einer Haupt-
bedingung gemacht: so werden diese Beamten um so viel 
untüchtiger und oberflächlicher in s o l c h e n Kenntnissen 
sein, die ihnen zur Erfüllung ihrer Pflichten ira Staate als 
Bichter oder Verwaltungsbeamte nothwendig sind; während 
in Livland gebildete Aerzte, Apotheker, Civilbeamte, Mili-
täirs im Reichsinnern bei praktischer Uebung in der russi-
schen Sprache in kürzester Zeit sich vervollkommnet haben, 

\ohne ihre Pflichten deshalb .zu versäumen, oder minder gute 
'Unterthanen zu sein als geborene Russen. Hat die Einheit 
und Bündigkeit des Reiches bisher in a n d e r t h a l b h u n d e r t 
Jahren dadurch nicht gelitten, dass Livland der deutschen 
Sprache zur höheren Bildung seiner Söhne auch für Staats-
ämter sieh bediente, warum sollte nicht der bisher erzielte 
Fortschritt auch in Zukunft nur zu Gunsten des Gesammt-
reiches sich geltend machen? 

Das Verhältniss der höher kultivirten Bevölkerung an 
der Ostsee zur russischen Sprache war bis hiezu eine 
freundliche, entgegenkommende, und wird ohne Zweifel» 
durch Gründe innerer Notwendigkei t bei s t e i g e n d e m 
Culturniveau der russischen Nation und ihrer Geisteserzeug-
nisse im Laufe künftiger Zeiten nur gewinnenj während 
jede das Recht auf Gebrauch der deutschen Sprache ver-
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letzende Massregelung, z. B. in gewissen Unterrichtsgebieten 
oder in den fälschlich und verfassungswidrig sogenannten 
„Kronsbehörden" eine dem beabsichtigten Zwecke wider-
sprechefide, vom Ziel ablenkende,Wirkung unvermeidlich 
mit sich bringt. 

Von den Rechten, w.elche der deutsche, das heisst auf 
deutscher Cultur-Wurzel fussende Föderativstaat Livland aus 
dem Untergange seiner politischen Selbstständigkeit im 
Jahre 1561 unter die Oberhoheit der Könige Polens hiniiber-
ret te te , war die deutsche Muttersprache "in Justiz und 

' Verwaltung eines der bedeutendsten, weil durch sie dem 
Lande der Zuflus3 höherer Cultur gesichert war. Die eifrig-
sten und heftigsten Angriffe sind heute auf dieses Gebiet 
gerichtet, ihm sei es gestattet, die grosseste Aufmerksam-
keit zu widmen. — Ebensowohl das am 28. November cr-
theiltc Privilegium Öigismundi Augusti in seinem Punkte IV, 
als {Jie Cautio Radziwiliana vom 1. März 1562 Art. 3 haben 
Land und Stadt den „magistratus gerraanicus", die ,,deutsche 
Obrigkeit" ebenso lakonisch als bedingungslos zugesichert. 
Damit aber nicht in späteren Zeiten Um- und Missdeutung 
dieses A u s d r u c k e s — einer Regierung Mittel an die Hand 
gäbe das Recht selbst zu beugen, oder zu nehmen, so er-
läuterte der am 26. December 1566 geschlossene und ver-
briefte Unionsvertrag, dass a u c h be i dem K ö n i g l i c h e n 
O b e r v e r w a l t e r L i v l a n d s „ A l l e V e r h a n d l u n g e n in 
d e u t s c h e r S - p r a c h e a b g e f a s s t , s c h r i f t l i c h a u f -
g e s e t z t u n d a u s g e g e b e n werden und der latei-
nischen und deutschen Sprache kundige Sekretaire und 
Notaire beim Herrn Administrator angestellt werden sollen." 

Auf Grund eben dieses wohlvcrbrieftcn Rechtes stellte 
der schwedische Generalgouverneur Strömberg zu Gunsten 



des Landes am 3. Juli, einen Tag vor den Accordpunkten 
der Ritterschaft und der Stadt Riga im 53. Punkte seiner 
Capitulation dem Feldmarschall Scheremetjew u. a. die Be-
dingung, dass „ b e i d e r Canznel le i u n d , C o r r e s p o n -
dence keine andere inehr, als die bisher ge-
b r a u c h t e T e u t s c h e S p r a c h e i n t r ö d u c i r t w e r d e n 
s o l l e " . Auf Grund eben jenes Rechtes bat sich die Ritter-
schaft im 4, Punkte unter Artikel 5 des auf zaarisches 
Verlangen eingereichten „ E x t r a e t e s " der P r i v i l e g i e n 
aus: „dass nicht anders als eine t e u t s c h e O b r i g k e i t 
s e i " und wiederholte die Stadt Riga im 10. ihrer Punkte 
die von Strömberg gebrauchten Worte; und d r e i f a c h accor-
dirte o h n e jegliche Bedingung der dazu bevollmächtigte 
Feldmarschall Scheremetjew dieses alte Recht. Wenn nun 
den Livländcrn ganz namentlich vorwilligt worden war, dass 
„ k e i n e andere m e h r als die b i s h e r gebrauchte T e u t s c h e 
Sprache intröducirt werden solle", urtter welchem Schein 
eines Rechtes wollte Jemand für e i n e Gattung der Behör-
den im Lande heutzutage eine a n d e r e als die bisher ge-
brauchte tcutsche Sprache einführen? 

Wie in polnischen Zeiten ein Theil der Sekretaire in 
der Gouvernements-Oberverwaltung im lateinischen — der 
damals üblichen Spraehe des internationalen und des Ver« 
waltungsverkehrs — bewandert sein musste: so trat bei Ein-
richtung der schwedischen Herrschaft in Livland in Ueber-
einstiminung mit dem Lande die schwedische an Stelle der 
lateinischen Sprache behufs Verkehrs der Pro\inzialober-
verwaltung mit der Staatsverwaltung zu Stockholm. Statt der 
in älterer Zeit zum Verkehr mit dem russischen Nachbarlande 
z e i t w e i l i g benutzten „Tolken" oder Dolmetscher finden wir 
im schwedischen Gouverncments-Etat mit 450 Reichsthalern 
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einen russischen Translateuren aufgeführt. — Bei der Neu-
gestaltung des russischen Kaiserstaates im Jahre 1720 ver-
ordnete ein Ukas vom 20. Januar 9 Ministerien oderCollegien, 
in deren j e d e m gemäss Capitel 31, welcher von der Trans-
lateur-Pflicht handelt, ein Translateur vorhanden sein solle, 
„welcher nebst der russischen die Fertigkeit der t e u t s c h e n 
Sprache besitze", ausser dem Reichs-Canzelley-Collegio für 
a u s l ä n d i s c h e Affairen, „welches m e h r e r e Translateurs, 
die a l l e r h a n d Sprachen kundig sind, erfordert." — Als 
jedoch im Jahre 172$ durch Ukas vom 5. Januar der Etat 
für das nunmehr regulirte Gesamintgouvernement im Herzog-
thum Livland fixirt worden war, so ergab sich neben dem 
General-Gouverneuren und den übrigen höheren und nie-
deren deutschen Beamten des Provinzialstaates auch eine 
russische Canzelei mit 1 russischen Sekretär, 2 russischen 
Canzelisten, 6 russischen Copisten, 2 russischen Trans-
lateuren, deren Aufgabe es war, den gesammten nicht 
deutschen Verkehr des Landes, sowohl mit den Institutionen 
des Reiches, als mit den Behörden der benachbarten russi-
schen Gouvernements zu vermitteln. Ausser diesen ge- • 
nannten gab es im ganzen Bereiche des Provinzialstaates 
nur noch j e ein§u Translateuren in der Gouvernements-
Rentei, im Zoll, in der Kämmerei und beim Ho.fgerichte, • 
welche in direktem Verkehre mit dem Senate oder den 
Ministerien standen. Der ganze.Kest des Provinzialstaates 
mit Ausnahme a l l e i n des geistlichen Personals an den 
beiden russischen Kirchen in Riga, in Dünamünde, Pernau 
und Dorpat, war, den Rechtsverhältnissen entsprechend, 
ausschliesslich deutsch und hatte für alle Zukunft deutsch 
zu verbleiben. In den uns verbrieften Magistratus ger-
manicus gehörten nach dem erwähnten Etat ausser den 
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genannten die sämmtlichen Beamten der OekonomieVerwal-
tung (jetzt Cameral- und Domainenhof), des Hofgerichts 
und der Landgerichte, des lutherischen Oberkonsistoriums, 
ferner der sämmtlichen öffentlichen Schulen, die Beamten 
im (Recognitions- oder) Zollamt, bei der Hafenaufsicht. Auch 
die n i c h t aus den Revenuen der Domainen, sondern aus den 
Z o l l - und R e n t e i - G e f ä l l e n salarirten Beamten dieser 
zwei Behörden musaten d e u t s c h ihre Geschäfte führen. 
Der neuen Einrichtung zu Folge verordnete am 21. October 
1728 der Senat, dass die bereits mittelst Ukas vom 25. Mai 
1725 beorderte, bis hierzu aber nicht erfolgte Einsendung 
vidimirter Abschriften sämmtlicher städtischer und landi-
scher Privilegien behufs Gebrauches im Senate mit Traus-
laten in russischer Sprache einzusenden wären, welche von 
den Translateuren unterzeichnet sein mussten. 

Den ersten Eingriff*) in unser Sprachrecht versuchte . 
die Kaiserin Katharina II., welche im Jahre }769 befahl, 
„dass — da bei unseren Behörden häufig Correspondenzen 
mit den in Russland verordneten Regierungen vorfielen — 
a l l e C a n z e l l i s t e n d e r B e h ö r d e n im Lande d a s R u s -
s i s c h e v o l l k o m m e n zu e r l e r n e n s i c h M ü h e g e b e n 
s o l l t e n , damit sie bei vorfallenden Vakanzen v o r denen, 
welche des Russischen n i c h t mächtig wären, zu den Posten 
gelangen sollten. Die zur VakanzenbesetzuDg einzusenden-
den Candidatenlisten sollten behufs dessen ins künftige 
über Kenntniss der russischen Sprache besondere Ver-
merkung erhalten." Erfolglose Versuche einer Einschwär-
zung des Russischen finden sich in den Seelenrevisions-
ukasen von 1781 und 1794, — Nachdem im Jahre 1782 

•) Vergl. den Abschnitt „Gesetzgebungs-Initiative". 
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vom General-Gouverneur Browne bei dem Landraths-
Collegium ein russisches Schreiben eingelaufen war," ver-
fügte der General-Gouverneur in Folge Remonstration, 
„dass, wenn in Zukunft solches geschehen sollte, der-
gleichen russische Rescripte an die d e u t s c h e Gouverne-
mentskanzellei zu schicken waten." — Bei Einführung der 
Statthalterschafts-Verfassung wurde mittelst Befehl vom 
3. Juli 1783 die getrennte russische Expedition, welche die 
gesammte nichtdeutsche Correspondcnz für alfe Institutionen 
des Landesstaates besorgte, neben der dcutchcn Expedition 
beibehalten, den übrigen Gerichtsörtern gnädigst „ e r l a u b t , 
ihre Geschäfte in deutscher Sprache zu behandeln"; nur der 
eben neugegründete Cameralhof „sollte alles dasjenige, so 
defi Reichsschatzmeiater, oder die unter seiner Aufsicht 
stehenden Expeditionen betrifft, in russischer Sprache be-
haödeln." 

Darnach unserem Verfassungsrecht zweifellos feststand, 
dass in,-Landesaffairen „nichts ohne Vorwissen der Liv-
länder" oder „ohne Zulassung der Landräthe und Depu-
t a t e n " geschehen dürfe,*) so machte sich oben das Bedürf-
niss geltend diesem Ukase, welcher positive Landesrechte 
zerbrach, den Anschein zu verleihen, als ob das eben ver-
ordnete unsere „Landesaffairen" nicht im m i n d e s t e n be-
rührte. Zum nicht geringen Erstaunen jedes rechtskundigen 
Logikers verkündete der Ukas in einem Athem den Rechts-
bruch und die Verheissung, „dass die in verschiedenen 
Aemten angestellten Leute, ein jeder in seiner Funktion 
darauf sehen sollte, dass die dem Adel und den Städten 
von der Monarchia und ihren Vorfahren verliehenen und 

*) Vergl. Gesetzgebungs-Initiative. 
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bestätigten Gnadenbriefe nach ihrem genauesten Inhalte 
unverletzt befolgt werden." Als nun der ausdrücklichen 
Verordnung zuwider im Jahre 1796 der General-Gouverneur 
abermals russisch zu correspondiren begann, so beschlosa 
der Ritterscha'ftsconvent am 18. Juli dergleichen vom Ge-
neral-Gouverneur eingesandte Schriften trotz der beigefüg-
ten Translate, in Folge der Landesprivilegien und des Ukases 
von 1783, „durchaus gar nicht anzunehmen." — Die Angriffe 
verstummten und die Frage ruhte bis 1804, wo ein geborner 
Ostseeprovinzialc, der General-Gouverneur Graf Buxhöwden, 
sie wieder ins Leben rief. — Am 17, Februar, am 1. Juni 
und am 3. November gingen aus seiner Canzelei russische 
Schreiben bei der Residirung ein, die desto anspruchvoller 
in ihren Forderungen wurden, j e weniger das Landraths-
Collegium wagte, auf seinem Rechtsboden festen Stand zu 
nehmen. Während der General-Gouverneur ursprünglich 
nur den Empfang russischer Schreiben verlangt hatte, be-
fahl er endlich auf russische Zuschriften /auch in russischer 
Sprache zu a n t w o r t e n . Als die Residirung nunmehr fühlte 
und sah, wie ihr auf dem betretenen Wege der Boden 
unter den Füssen zu schwinden begann, machte sie Halt 
und bat unter Vorweisung der betreffenden Privilegien, das 
Landesrecht auf deutsche Geschäftsführung zu beobachten. 
Der General-Gouverneur warf dem Landraths-Collegium in 
einem unpassenden Schreiben vor, als habe dasselbe Kaiser-
liche Hoheitsrechte für sich in Anspruch genommen. Die 
Anforderungen des Landraths-Collegiums beruhten, sagte er, 
auf alten Papieren und fielen in ihr Nichts zurüok; dasLaud-
raths-Collegium sei nicht einmal eine Behörde und brauche 
sich nur um ökonomische Angelegenheiten zu bekümmern, die 
demselben geschenkten Ritterschaftsgüter würden wohl die 

\ 



Kosten zur Besoldung eines Translateuren hergeben; indem 
er das Landraths -Collegium ersuche, ihn in Zukunft nicht 
mehr mit solchen nur unter dem S c h e i n e des Rechtes 
gestellten Anforderungen zu behelligen, theile er demselben 
mit: dass er Ukase und ministerielle Schriftstücke stets 
mit Begleitschreiben in russischer, als der Landessprache, 
versehen werde; sollte er aber Aufträge von sich aus er-
lassen, so könnte es sich wohl treffen, dass diese in deutscher 
Sprache abgefasst würden." — Drei Wochen hierauf be-
schloss der Landtag am 18. März 1805 bei Kaiserlicher 
Majestät gegen den General-Gouverneur Beschwerde zu 
führen und durch Darlegung der betreffenden Privilegien-
Punkte um Aufrechthaltung des verfassungsmässigen Rechtes 
nachzusuchen. Vergebens mühte sich der General-Gouver-
neur, damit sich fcu entschuldigen, dass sein angegriffenes 

> Schreiben nicht an die Ritterschaft, sondern nur an das 
Landraths-Collegium gerichtet gewesen wäre, dass er ge-
glaubt habe, durch eine später ^entwickelte Correspondenz 
mit dem Residirenden die Angelegenheit bereits beigelegt 
zu sehen; vergebens versprach er „nach w i e v o r (!)" die 
Interessen des Landes zu vertreten; vergebens stimmte so-
gar ein ganzes Drittel der anwesenden Landtagsglieder für 
eine V e r s ö h n u n g mit dem hochgestellten Manne: da3 
Ballotement entschied und wurde aufrecht erhalten, während 
die Minorität „sich auf das Feierlichste gegen alle Übeln 
Folgen verwahrte, welche dem Lande aus dem beschlos-
senen Schritte erwachsen dürften, indem sie vollkommen 
versichert wären, dass Sr. Erlaucht diese Sache zur Zu-
friedenheit des Adels beizulegen wünsche und sie *auch 
nicht glaubten, dass ea v o r s i c h t i g gehandelt wäre, Sr. 
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Majestät dem Kaiger mit dieser jetzt noch so leicht zn 
applanirenden Sache beschwerlich zu fallen." 

Die Folge des männlichen auf sein gutes Recht ver-
trauenden Beschlusses der Majorität war ein vollständiger 
Sieg der Landessache. 

Bis auf ein Paar nachträgliche Plänkeleien in russi-
schen Zuschriften an das Hofgericht hörten die ungesetz-
lichen Zumuthungen des General-Gouverneurs sofort auf. 
Betreffs des <lurch gültige Urkunden versicherten hinläng-
lich detaillirten Rechtes auf die deutsche Behördensprache 
erfolgte durch den Gouverneur nachträglich die befriedi-
gende Versicherung, dass mit dem Hofgerichte a u c h aus 
der russischen Canzelei des General-Gouverneurs künftig 
n u r in deutscher Sprache correspondirt werden solle. Um 
die Stellung des Landraths-Collegii gegenüber den höchsten 
Provinzial-Autoritäten formell zu sichern, wurde durch Ukas 
seine Natur als Behörde anerkannt und festgesetzt, „dass 
in den Schreiben an dasselbe d i e F o r m e i n e r g e b i e -
t e r i s c h e n C o r r e s p o n d e n z n i c h t s t a t t h a b e . " 

Der General-Gouverneur merkte, "dass die vergelbten 
Papiere noch jugendlicher Kraft sich erfreuten und begann 
nachträglich die Friedertstractate zu Oliva und zu Nystädt 
zu studiren — allein zu spät, im Februar 1807'empfing er 
seine Entlassung. — 

Nachdem man zuerst im Jahre 1809 mit passivem stillen 
Widerstande der willkürlichen Verordnung der Gouverne-
mentsregierung begegnet war, dass bei dem Ordnupgä-
gerichte in Dorpat entweder ein russischer Translateur an-
gestellt, oder eigene russische Correspondenz in der Be-
hörde eingerichtet werden sollte, um mit der Narwaschen 
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Militairautorität den Verkehr zu erleichtern; dagegen 1811 
eine versuchte russische Correspondenz des General-Gouver-
neura Labanow-Rostowsky durch das Landraths-Collegium, 
mit Berufung auf die Vorgänge von 1805 und 1806 einfach 
abgelehnt worden war: wurde derselbe Mann, welcher 1805 
auf dem livländischen Landtage die Anklage gegen den 
General-Gouverneur Buxhöwden erhoben und die Supplik 
an dem Fusse des Thrones befördert hat te, zum Gouver-
neur in Curland ernannt, wo neue Gelegenheit der Abwehr 
sprachlicher unrechtmässiger Zumuthungen sich darbot. 

Die gefährlichsten Feinde der livländischen Verfassung 
waren und blieben die k l e i n e n , wie zufällig hier .und da 
auftauchenden Unrechtfcrtigkciten und Rechtskränkungen. 
Ihnen gegenüber fiel das Einschreiten oft schwer, weil die 
Majorität des Landtages — uneingeweiht in die Zustände der 
verfassungsmässigen, stets in Stille betriebenen öffentlichen 
Angelegenheiten — wegen mangelnder Vorkenntniss des Zu-
sammenhanges die unvermeidlichen politischen Consequen-
zen allzuleicht übersah, einen Einspruch gegen scheinbar 
unwesentliche Massnahmen der Regierung für kleinlich hielt, 
wo aber eigene entscheidende Aktion und Initiative Be-
dingung des Gelingens war, bei dem schwerfälligen Bau der 
livländischen Staatmaschine, — die rasch zu gebende Wen-
dung versäumte; um dann das Nachsehen zu haben, wenn 
andere auf die Zögerung lauernde, auf inneTe Uneinig-
keit bauende Mächte das Steuer ergriffen und des Raubes 
froh das gemeinsame Fahrzeug in i h r e n Hafen führten. — 
Inzwischen war am 1. Juli 1845 die neu redigirtc Sammlung 
der Provinzialrechte in Kraft getreten, in deren 1. Bande 
Artikel 121 — den Rechten und Gewohnheiten des Landes 
gemäss — vollkommen korrekt, mit einziger Ausnahme der 



Bauer-Gemeinde-Gerichte, für alle Behörden im Lande die 
deutsche Sprache als ausschliessliche Geschäftssprache an-
gezeigt und mit den betreffenden Artikeln unserer Landes-
Privilegien belegt worden war. Auffallend erschien um so 
mehr die durch keinerlei Quelle belegte Anmerkung, welcher 
gemäss — behufs Correspondenz mit den allgemeinen Behör-
den und Verwaltungen des Reiches und den Behörden anderer 
Gouvernements — in den Behörden der Ostsee -Provinzen 
besondere Expeditionen oder Translatcure eingerichtet wer-
den sollten. Die Ritterschaft schwieg und fand auch nichts 
gegen den ohne ihr Zuthun hinzugefügten § 122 zu be-
merken, durch welchen den Behörden die Entgegennahme 
von nichtdeutschen Schriften und Gesuchen auferlegt wurde. 
Das Alles schien nicht eben wesentlich, weil anderen 
wesentlichen Bedürfnissen begegnet worden war. — Nach-
dem der Senats-Ukas am 28. December 1832 bereits dem 
Curländischen Consistorium mittelst Kirchenordnung — 
wegen Zugehörigkeit der Gouvernements Witebsk, Mohilew, 
Minsk, Wilna. Grodno und Kowno zum selben Bezirk — 
einen russischen Translateur aufgenöthigt hatte: so verfügte, 
ein Ukas vom 23. Juli 1847 in Folge der einigen prote-
stantischen Consistorien des Ostsee-Gebietes aufgeatossenen 
Schwierigkeiten bei Erfüllung des Artikels 121 B. I. des 
Provincialcodex, betreffend Anfertigung von Schreiben in 
russischer Sprache, ein Gehalt von 200 R. S. jährlich aus 
der Reichesrentei, für j e einen Translateur im Livländischen, 
Estländischen und Öselschen protestantischen Consistorio. 
Statt nun mit einzuholender Zustimmung des Landes die 
Einführung der Translateure in Angriff zu nehmen, erliesa 
der Senat auf Vorstellung des Ministers des Innern am 
7. Juni 1849 einen Ukas, durch welchen l e t z t e m anheim* 

2 
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yi,h 
gesteht wurde, von ihm abhängige Anordnungen zu treffen 
hinsichtlich der Bestimmung einer Frist, binnen welcher die 
Geschäfte in russischer Sprache bei den erwähnten Behörden 
eingeführt werden müssen. Nachdem der Minister aber mit 
dem General-Gouverneur Suworow sich in Beziehung ge-
setzt, wurde in Rede stehender Gegenstand auf Allerhöch-
sten Willen dem Comitö der Herren Minister zur Prüfung 
übergeben, laut dessen Beschluss am 3. Januar 1850 der 
berüchtigte Sprachenukas ausging, welcher die Russificirung 
der „Kronsbehörden" anordnet. Als die durch die Einschüch-
terungen des General-Gouverneurs Suworow irregeleitete 
Ritterschaft auch hier keine Einsprache erhob, erschien 
1853 eine zur Aufnahme dieser Bestimmungen erfundene 
68 Seiten lange „Fortsetzung" des Provinzialcodex, gemäss 
welcher für alle Kronsbehörden sofort russische Correspon-
denz, von 1858 ab jedoch Anstellung a u s s c h l i e s s l i c h 
der russischen Sprache kundiger Beamten festgesetzt, und 
endlich die Bestimmung eines Termines in Aussicht ge-
nommen wurde, von welchem ab ^auch die G e s c h ä f t s -
f ü h r u n g dieser Kronsbehörden russisch werden sollte.— 

Obgleich die Livländer gewohnt waren, auf Grundlage 
der Privilegien, die sowohl das Provinzialnecht selbst durch 
Quellencitation, als auch der Einführungsukas des letzteren 
in seinem 5. Punkte für unantastbar anerkannt hatte, ohne 
Ausnahme a l l e Behörden im Lande als zum Landesstaat 
gehörig anzusehen, so sollte plötzlich eine durch ihr Recht 
unmotivirte Behördenspaltung vorgenommen werden. Aber-
mals versäumte die Ritterschaft unter dem Drucke des 
wohlmeinenden Fürsten Suworow eine Gegenvorstellung. 
Zweimal, 1857 und 1865, bewogen massgebende Persönlich-
keiten Herrn Woldemar von Bock Anträge fallen zu lassen, 
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reap. nicht zu stellen, welche er zur Abschaffung des be-
wussten, unserer Verfassung zuwiderlaufenden Ukases aü 
den Landtag zu richten beabsichtigte. Die Folge dieser 
künstlich herbeigeführten beharrlichen Schweigsamkeit war 
der Schein vollkommenster Uebereinstimmung und Befrie-
digung in landischen Kreisen rücksichtlich der Massnahmen 
der Regierung, die bald von einem nationalen Schwindel 
gedrängt scheinen sollte, welcher die „entfesselte" russische 
Presse und gewisse^ residenzliche Gesellschaftskreise er-

. fasste. Theils nationale Empfindlichkeit, dass es in den 
Grenzen des über zwei Welttheile sich ausdehnenden russi-
schen Reiches ein Ländchen gäbe, dessen verschwindend 
kleine Bevölkerung von kaum 2 Millionen sich der unter ^ 
fünfzig und mehr Millionen gültigen russischen Sprache in 
der Behörde nicht bedienen wolle, theils die für ein so 
grosses und mächtiges Reich weder vernünftige noch rühm-
liche Furcht, als könnten die durch geographische Lage 
und zahlreiche eigene materielle Interessen mit dem Reiche 
verwachsenen Provinzen gewaltsam vom Gesammtstaate sich 
losreissend, einem auswärtigen Staate in die Arme fallen, 
weckten in der russischen Presse Kundgebungen, welchen 
gegenüber die Regierung für nöthig erachtete, u n s e r e r 
Presse" Schweigen aufzuerlegen, ja sogar officielle Aeusse-
rungen der Ritterschaft durch ein Ministerialorgan noto-
risch und wesentlich „verändert" an die Oeffentlichkeit zu 
bringen, die Z u r e c h t s t e l l u n g d i e s e r W i l l k ü r a b e r 
zu v e r w e i g e r n ! Nur bis Anfang 1867 hatte die Regie-
rung dem in der „entfesselten" Presse angeblasenen Nu-
tionalitätsschwindel Widerstand geleistet. Unerachtet die 
allerbündigsten, den Bedürfnisseu und Culturverhältnissen 
des Landes erwachsenen. Grundrechte deutsche Justiz und 

2* 
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Verwaltung durch alle Behörden ohne Unterschied dessen 
unabänderlich, festsetzten, ob die Krone, ob das Land, ob 
beide gemeinsam sie besoldeten; ob die Krone die Beamten 
einsetzte, oder das Land sie wählte; ob die Behörde der 
Justiz oder der Verwaltung gewidmet war; unerachtet ein 
besonderes vom Provinzialcodex als Grundrecht citirtes 
Privilegium, namentlich auch für die Gouvernementsverwal-
tung die deutsche Sprache anordnete und neben der 
deutschen Canzelei eine zweite gründete, welche die Ver-
mittelung mit dem Gesammtreich in der Reichssprache, 
zu bewerkstelligen hatte; unerachtet die Verfassung be-
stimmte, dass k e i n e Veränderung unserer Gesetze o h n e 
Betheiligung des Landes vorgenommen werden dürfe: so 
begannen dennoch verschiedene Minister durch beliebige 
V e r w a l t u n g s m a s s r e g e l n an dem den Livländern g e -
w ä h r l e i s t e t e n Bau dieser Verfassung zu rütteln. Seit 
einer Reihe von Jahren hatte die Postverwaltung zur An-
zeige und zum Empfang von Packeten und Geldbriefen 
statt der bis dahin ausnahmenlos üblichen deutschen, dem 
Publikum in den Ostsee-Provinzen russische Quittungen 
oktroyirt, welche — weder leserlich noch verständlich — 
wesentliche materielle Interessen der Correspondenteo schä-
digten; die von den Gemeindeschreibern auszufüllenden, 
von den Kirchspielsrichtern zu kontrolirenden lokalen Re-
kruten- und Seelenrevisionslisten, obgleich für den Alltags-
bedarf im Lande, namentlich die Beamten der Gemeinde-
unä Kirchspielsgerichte bestimmt, wurden r u s s i s c h , die 
Renteiquittungen, Krügerei-Patente, Steuerscheine für Kauf-
leute und Geweibtreibende, sammt Kopfsteuerquittungen 
r u s s i s c h ausgegeben, obgleich man im Lande wederlesen 
noch verstehen konnte, was für mitdaraufgedruckte Bestim-
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mungen, respektive Strafen dem Nichtbefolger gewisser 
nichtleserlicher Verordnungen im Uebertretungsfalle etwa 
angedroht wären. Ja der P o s t m i n i s t e r ordnete im März 
und April 1867 an, dass die Postcomptoire in den Pro-
vinzen von nun ab in ihren Zuschriften an Gemeinde- und 
Gutspolizeien nur noch der r u s s i s c h e n Sprache sich be-
dienen dürften; und liess diese (willkürlichen) Massnahmen, 
statt durch die zum Zweck Bekanntmachung gesetzlicher Be-
stimmungen begründete Gouvernements-Zeitung, von Seiten 
der örtlichen Po9tcomptoire den Kirchspielcn in russischen 
Circulairen, einzelnen Gütern in direkten russischen Zuschrif-
ten mittheilen! Russisch geschriebene Chausseesteuer-Tafeln, 
russisch gedruckte Post-Reglements auf den Stationen 
konnten dem Publikum keine Dienste leisten! Beschwerden 
über sprachliche Bedrückungen des Brief-Postverkehrs und 
andere Posthemmnisse fanden kein williges Ohr. 

Auf einen so avancirten, dem verfassungsmässigen 
Rechte des Landes strikte widersprechenden Standpunkt 
w a r e n verschiedene Minister b e r e i t s g e r a t h e n , als sie 
endlich zur Wiederbelebung des scheintodten Ukases vom 
3. Januar 1850 für nöthig erachteten, in ein Comit£ zu-
sammen zu treten. — Statt dem livländischen Rechte ge-
mäss, mit Propositionen an den Landtag sich zu wenden, 
wo jede den thatsächlichen Bedürfnissen des Landes ent-
sprechende Vorlage vollen Beifalls gewiss gewesen wäre; 
wandten sich die Minister sofort an den zur Zeit in Stutt-
gart weilenden Monarchen und — indem sie dem Lande 
dergestalt die Darlegung und Vertretung unserer auf Lebens-
bedürfnisse und Kaiserliche Gelöbnisse beruhenden Rechts-
ansprüche abschnitten — bewogen sie durch ihre Vorstel-
lungen in einstimmiger Aktion den Monarchen am 1. Juni 
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jl867 eben jenen Minister-Comitd-Beschluss zu unterzeichnen. 
- J i j j pmv- • -t- -» 

Derselbe forderte schleunigste Erfüllung der angeblich in 
den Ostseeprovinzen nicht nur dringend gebotenen, sondern 
auch sehr willkommenen, nur durch „Nachlässigkeit" der Civil-
Oberverwaltung durch 17 Jahre in Vergessenheit gerate -
nen Ukases von 1850. — Sofort erfolgten Angriffe von allen 
Seiten. Der General-Gouverneur erliess am 27. October ein 
allerhöchst „ g e b i l l i g t e s " Circulairschreiben, welches die 
Bestimmungen des Minister-Comit^-Beschlusses vom 1. Juni 
für die örtliche Praxis redigirte, war auch in Erläuterungen 
und Erweiterungen tkätig. So^z. B. sollte der Gouverne-
ments-Controllhof als „ A b t h e i l u n g " des „Reichscontroll-
hofes" somit als Reichsbehörde für sich r u s s i s c h e n Schrift-
wechsel mit dem Landraths-Collegium, den Land- und Kreis-
gerichten, dem Hofgerichte u. s. w. beanspruchen. Mit dem-
selben Rechte könnten sämmtliche übrigen^Gouvernements-
InBtitutionen, sowohl „Krons-" als „Landesbehörden" zu 
„ A b t e i l u n g e n " der ihnen übergeordneten „Reichs-
behörde" umbenamset werden.*) Militair-Autoritäten verlang-
ten, dass das Hofgericht und die Ordnungsgerichte in Zu-
kunft nur noch russisch ohne deutsches Translat mit ihnen 
verkehren sollten, der General-Gouverneur richtete an das 
Provinzial-Consistorium, den Gouvernements-Postmeister an 
das Landraths-Collegium Zuschriften in russischer Sprache, 
eine Rentei verlangte von der deutschen, zur allmonatlichen 
Revision verpflichteten „Landesbehörde" Durchsicht und 
Bescheinigung russisch geführter Journale und Contos; die 
Commerzbank schrieb r u s s i s c h an die Oberverwaltung der 
Rentenbank; das russische Consistorium behauptete ein Recht 

•) Dieses ist seitdem mit dem Baltischen Domninenhofe bereits geschehen. 
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auf russische Correspondenz mit dem Landgerichte auf Grund 
der §§ 121 und 122 des Provinzialcodex, in welchen von dem 
rigasehen rechtgläubigen Consistorium überhaupt gar nicht 
die Rede ist. — 

Bis auf die einzige Ausnahme des Gouvernements-
Postmeisters blieben alle diese angreifenden Autoritäten 
auf ihren einmal gestellten Anforderungen bestehen. — Das 
Landraths-Collegium und die „Landesbehörden" thaten das 
ihrige, ohne jedoch sofort mit Nachdruck die positiven 
Rechtsgrundlagen zu betonen, motivirten vielmehr ihre ab-
lehnenden Erwiderungen zum grossen Theile mit Unkennt-
nis» des Russischen, eine g e f ä h r l i c h e Motivirung, welche 
härteres Drängen auf Vermehrung des ohnehin schwer-
lastenden russischen S p r a c h u n t e r r i c h t s herausforderte. 

Durch eine Audienz, welche die Vertreter Liv-, Ehst-
und Curlands bei dem Monarchen im Sommer 1867 er-
langten, erfuhr das Land, wie Se. Majestät selbst davon 
überzeugt sei, dass durch den Sprachen-Ukas von-1850 
unsere Rechte und Privilegien gar nicht berührt würden, 
dass der General-GouverneuFgewisse Vollmachten habe, der 
Kaiser jedoch nicht jyünsehe, dass die Sache über das Knie 
gebrochen werde. — Die H a u p t g r u n d l a g e unseres An-
rechtes auf deutsche Geschäftssprache in der Gesammt-
Verwaltung Livlands, ganz namentlich auch der Gouvcr-
nementsverwaltung, wie a u s n a h m e l o s a l l e r zur Organi-
sation des Landes gehörigen mannigfaltigen Institute, war 
aber uns selbst zur Zeit so wenig geläufig, dass der durch 
zahlreiche Adressen aus allen Theilen des Landes unter 
stützte November-Landtag von 1867 mit seiner Supplik ein 
Memorial zu überreichen bcschloss, iu welchcm dieses den 
„magistratus germanicus" erläuternden Hauptprivilegiums 



— 24 

des Landes — der § 13 des Unions-Diploms — gar nicht 
gedacht war! Was Wunder, dass Se. Majestät in der 
Privataudienz, welche er am 11. März 1868 unserem Land-
marschall ertheilte, auch nach Lesung unseres Memorials 
keine Ueberzeugung von unserem in Anspruch genommenen 
Rechte gewonnen hatte. — Aus allen diesen Erlebnissen 
erhellte die Unentbehrlichkeit einer vollständigen diplom-
und aktenmässigen Entwickelung des livländischen Rechtes 
nnd der Landeszustände, welche als Grundlage für jede 
politische Thätigkeit erfordert wurde; und schon vor Jahr-
zehenden nach den Hauptfragen in Angriff genommen, zeitig 
den Abgrund gezeigt hätte, auf den das Land in blinder 
Ruhe zugeschritten ist. 

Dass endlich die am 4. November 1869 allerhöchst 
gebilligten Vorschläge des Herrn General-Gouverneurs, 
weit entfernt dem seit 1867 eingerissenen Uebel zu steuern, 
durch Verlegung der Kampflinie von den Marken der Pro-
vinz in das Innere des Landes, die Uebelstände und Con-
flikte vermehren, aber nicht — wie man das Land hatte hoffen 
lassen — beseitigen werden, ist in wenig Worten Punkt für 
Punkt zu erweisen. 

Es soll gemäss Punkt I. dieser Vorschläge mit dem 
1. Januar 1870 in alLen Kronsbehörcjen der Provinz rus-r~" ""•••' 
Bische Geschäftssprache eingeführt werden, während bis 
hiezu ein Bolches nur s t e l lwe i se ve r such t worden war. 
Wenn auch gleichzeitig vorgeschrieben wird, dasa die 
„Kronsbehörden" nach wie vor mit den Landesbehörden 
deutsch korrespondiren sollen, so ist das Land nach den 
gemachten Erfahrungen berechtigt, in die Erfüllung solcher 
Vorschriften einigen Zweifel zu setzen, da die Staatsgewalt 
b innen der v e r f l o s s e n e n dre i J a h r e n icht in der 
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L a g e g e w e s e n ist, auch nur diese jeder Zeit uns zuge-
sichert gewesene Ordnung p f l i c h t m ä s s i g a u f r e c h t zu 
h a l t e n . 

Der Umstand, dass der Controllhof, welcher ange-
wiesen wird von den „Nichtkronsbehörden" deutsche Schrei-
ben entgegen zu nehmen — offenbar also mit translatirenden 
Kräften versehen ist, die sie befähigen auch deutsche 
Schreiben ausgehen zu lassen— an eben diese Landesbehör-
den unbedingt russische Schreiben zu richten hat, kenn-
zeichnet die Ordnung als eine vorübergehende, neue Be-
schränkungen unseres Rechtes drohende Massregel. 

Nach Punkt 2. sollen die Gouvernements-Zeitungen 
sowohl im officiellen, als im nichtofficiellen Theile unab-
hängig von dem erforderlichen Falles hinzuzufügenden rus-
sischen Texte in deutscher Sprache veröffentlicht werden. 
Dieser Punkt ändert fürs erste in Livland nichts; trägt aber 
in seiner Garantielosigkeit neue Beengungen im Schoosse. 

Der Punkt 3. enthält eine Concession an den zur 
monatlichen Renteirevision verpflichteten Landrichter und 
eine Wiederherstellung des alten rechtliches Brauches 
deutsche Quittungen und Atteste aller Art , wie Gewerb-
und Handelsscheine etc. aus den Renteien zu erhalten; 
weiss aber nichts von einer Wiederherstellung der recht-
mässig deutschen Geschäftsführung, bürdet vielmehr den 
Beamten doppelte Arbeit auf, insofern in Zukunft jeder 
Posten russisch und deutsch, also d o p p e l t , eingetragen 
werden soll; auch die Revisionsprotokolle, sowie die den-
selben beizufügenden Verschlage deutsch und russisch, 
also d o p p e l t anzufertigen sind, was abermals Vermehrung 
der ohnehin schwer zu beschaffenden deutsch und russisch 
verstehenden g u t e n Beamten zur Folge haben rnuss. 
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Zu Folge Punkt 4. tritt eine Verschlimmerung der bis-
her ausschliesslich deutschen Correspondenz der Gouver-
nements-Steuerverwaltung mit ihren Unterbeamten und den 
Brennereien insofern ein, als die Artikel n a m e n t l i c h be-
stimmt sind, über welche deutsch zu korrespondiren ist, 
a l l e in d i e s e m P u n k t e n i c h t benannten oder umdeu t -
b a r e n Themata also in r u s s i s c h e r Sprache behandelt 
werden m ü s s t e n . 

Durch Punkt 5. bleibt Geschäftsführung und Correspon-
denz der Domänen-Bezirksverwaltung bis zur nahe bevor-
stehenden Aufhebung dieser Behörden auf altem Fusse. 
Während uns also die völlige Einziehung einer Reihe deut-
scher Behörden in nahe Aussicht gestellt ist, erinnern wir 
uns aus dem Minister-Comitebesehluss vom 1. Juni 1867, 
d a s s j e d e neu einzurichtende „Kronsbehörde'4 ihre Ge-
schäfte r u s s i s c h führen soll.*) 

Punkt 6, endlich verordnet, dass die Geschäftsführung 
aller, theils von der Krone, theils vom Lande beschickten 
Behörden auf bisher gültiger Grundlage verbleibe; eine 
Bestimmung, die gleich den in den fünf ersten Punkten 
verheiasenen Begünstigungen durch den Schluss des general-
gouverneurlichen Schreibens vernichtet wird, aus welchem 
erhellt, wie von Sr. Majestät dem Kaiser die Vorstellung 
des Herrn General-Gouverneurs nur „ g e b i l l i g t ' ' worden, 
dass eine Abschaffung der deutschen Correspondenz der 
Kronsbehörden und Personen mit den Landesbehörden 
„ n i c h t a n z u r e g e n " sei. — Da nun der Herr General-
Gouverneur am Schlüsse seines Schreibens vom 5. Mai 1869 

*) Seitdem ist der deutsche „Baltische Domainenhof' in eine zu russi-
scher Arbeit verpflichteten „Unterabtheilung" des Domainen- Ministeriums 
umbenannt worden. 
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No. 1268 darauf besonders Gewicht legt, „das solche ge -
b i l l i g t e V o r s c h r i f t e n durchaus n i c h t als ein G e s e t z , 
e b e n s o w e n i g als eine für alle Zukunft geltende Anord-
nung, sondern vielmehr als eine temporäre allmälige Er-
füllung anstrebende Massregel anzusehen seien"; da auch 
der Reichskontrolleur in einem Schreiben an den Finanz-
minister 1869 sich kategorisch weigerte, auf das im Admi-
nistrativwege erlassene von Kaiserl. Majestät g e b i l l i g t e 
Circulärschreiben vom 26. October 1867 wie auf eine b i n -
d e n d e Norm R ü c k s i c h t zu nehmen; da wir ferner aus 
eigener Erfahrung wissen, dass selbst ein alle Instanzen 
bindender U k a s , wenn man nur eben will, rasch umgangen 
werden oder von einem widersprechenden a n d e r e n abge-
löst werden kann; da in den am 4. November adoptirten 
Vorschlägen des Herrn General-Gouverneurs der sprach-
lichen Hemmungen und Bedrückungen beispielsweise in allen 
Gebieten des Post- (und Eisenbahn-) Verkehrs im Lande g a r 
n i c h t einmal g e d a c h t vrird, obgleich sowohl von privater 
Seite, als durch das Landraths-Collegium Bitten in gewissen 
Angelegenheiten an die Origkeit gerichtet worden sind; da 
endlich und vor Allem die am 4. November befohlenen 
Veränderungen der am 1. Juni 1867 gebilligten Vorschläge 
kein Wort enthalten von Anerkennung der uns durch Kaiser-
liche Versprechungen auf das förmlichste als bleibend zu-
und anerkannten verfassungsmässigen Rechte auf deutsche 
Sprache — ausnahmslos für die gesammten Richter - und 
Verwaltungsstühle der Provinz: — so steht es fest, dass 
mit den am 4. November adoptirten Vorschlägen des Herrn 
General-Gouverneurs die Lage des Landes weit entfernt 
gebessert zu sein, auf das bedenklichste sich verschlimmert 
hat; und das Land als Opfer gewisser russischer Modeideen 
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in grenzenlose Verwirrung und tiefes Elend gestürzt wer-
den soll! Die von Kaisern heilig gelobten Grundlagen 
unserer Verfassung fordern gleiche Achtung v o n uns u n d 
von der Regierung, welche letztere zur Aufrechthaltung 
der Achtung vor dem Gesetz mit Heilighaltung desselben 
voranzugehen hat, „wie den auch der Unterthanu — um 
mit der Supplik der Livländcr vom 19. August 1710 zu 
reden — „in allem dem, was nicht wider Gott und das 
Recht und ihm unmöglich ist, gehorsamen muss." — 



4. Die Domainen. 
Wie die Fesselung der Gewissen auf kirchlichem Ge-

biete zur Heuchelei, die Ueberladung der Schule und Uni-
versität mit russischem Sprachstoff zur Schmälerung der 
Fachkenntnisse führt; wie ferner die Einführung der russi-
schen Sprache in die Geschäfte und Correspondenzen der 
sogenannten Kronsbehörden die tüchtigeren gewissenhaf-
ten einheimischen Beamten verdrängt: so ist die Art und 
Weise, wie seit einigen Jahren bei uns mit den Domainen 
geschaltet wird, geeignet, den Landesstaat zu zerstören, 
welchen sie — wie unter Abschnitt 3 gezeigt worden — 
zu erhalten verfassungsmässig bestimmt sind. Das oben-
erwähnte Gouvernements-Statut von 1728 hatte dem Inlän-
dischen Grundrechte gemäss die Gehalte aller Autoritäten 
im Lande auf die Einkünfte aus den Domainen angewiesen. 
Andere Behörden, als die im Statute aufgeführten, gab es 
nicht. Alle später bei steigenden Ansprüchen etablirten 
Unter-Instanzen, wie Kreis- und Kirchspielsgerichte, wären 
verfassungsmässig aus denselben Domainen-Revenüen, nicht 
aber durch Erhebung von den Privathaken zu besolden 
gewesen. Nur weil sämmtliche Unkosten des Landes-
Staats aus den Revenuen der Kronshaken zu decken waren, 
wurden diese um a/» niedriger auf den Landtagen besteuert 
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als die privaten, welche letztere ausser den Rossdienst-, 
Schiess- und Balkengeldern aus eigenen Mitteln nur die 
Summe bestritten, um welche die aus der Zahl der Do-
mainen für die Erhaltung des Landraths-Collegiums zurück-
erstatteten Ritterschaftsgüter in ihren Revenuen zu kurz 
kamen; eine Zahlung, zu welcher kein Privathaken de jure 
verpflichtet war, so lange die Domainen- Einnahmen einen 
Ueberschuss ausgaben. — Solche Ueberschüsse, die nach 
anhaltenden Kriegen im vorigen Jahrhundert nicht zu er-
warten waren, dürften bald wieder gänzlich aufhören, wenn 
eine Entwerthung der Domainen nach dem Vorgang der 
letzten Jahre zugelassen wird. Um griechisch-orthodoxen 
Knechten und „Lostreibern"*) das seit den vierziger Jahren 
heimlich versprochene „Seelenland'' cndlich zuzuwenden — so 
deutet man im Lande die betreffende Massregel —, und um 
dadurch den ohne Prämie ins Stocken gcrathenen Glaubens-
wechsel neu anzuregen, hat man begonnen kleine Land-
parcellen auf den Hofesfeldern der Domainen zu vertheilen. 

Abgesehen von den unwirtschaftlichen zahllosen Neu-
bauten, — die ohne jede Möglichkeit einer Controle für 
die anzusiedelnden Familien zu errichten wären, und für 
eine ganze Reihe von Jahren die Revenuen der Krone aus 
den Domainen zu verschlingen bestimmt sind: — so wird 
auf solchen Gütern ein angehäuftes Proletariat, geschaffen 
und sesshaft gemacht, welchcs — ohne die Möglichkeit vom 
Ertrage der eigenen Zwcrgwirthschaft die Abgaben zu er-
legen, die Gebäude zu erhalten, sich selbst zu ernähren, 

*) Unter „Knechten" verstehen wir in Livland die im Jahreslohn eines 
Rittergutsbesitzers, Pächters oder bäuerlichen Grundeigenthümers stehen-
den verheiratheten Arbeiter, unter „Lostreiber" die nicht im Jahreslohn 
stehenden freien Arbeiter. 
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die Kinder zu erziehen und auszustatten — in der Gegend 
den zum sittlichen und materiellen Wohlstandeunentbehr-
lichen Erwerb ausser dem Hause entweder g a r n i c h t 
f i n d e t , oder den Tagelohn auf ein Minimum h e r ab-
d r ü c k t . 

Musste schon zu Gun3ten der in der Domaine Arrosaar 
concentrirten Kronsansiedlcr durch die Gouvernements-
Obrigkeit in den letzten Nothjahren die öffentliche Wohl-
thätigkeit angesprochen werden, w ä h r e n d d i e g a n z e 
U m g e g e n d k e i f t e r U n t e r s t ü t z u n g b e d u r f t e , so wird 
die gesammte livländische Landbevölkerung unfehlbar bei 
Vermehrung solcher Proletarier-Ansiedelungen nach schlech-
ten Erndten in bedenkliche Hungersnoth und verheerende 
Krankheit gestürzt werden. Schon jetzt liegen zahlreiche 
Fälle vor, dass solche Proletarier-Ansiedler, wie ihre Kopf-
und Gemeindesteuern, so auch ihre Kirchspiels- und Landes-
abgabeu restiren. Zur griechischen Kirche gehörige Indi-
viduen, denen Hofesländercien auf Domainen angewiesen 
sind, weigern sich den als Reallast dem Lande anhaftenden > 
Verpflichtungen nachzukommen, weil ihnen von i h r e r geist-
lichen Obrigkeit nicht der Befehl zur Zahlung ertheilt wäre 
— welcher jedenfalls gleichzeitig mit der Uebergabe des 
belasteten Landes durch den Domainenhof ausdrücklich und 
b i n d e n d hätte auferlegt werden sollen. 

Von Sanct Georg des Jahres 1870 ab werden bereits 
120 Öselache und 114 Livländische Steuerhaken vertheilt 
sein, von denen die Krone keine Hofes-Rcvenuen mehr : 
bezieht. Es ist das circa der siebente Theil des auf 
2V» Millionen taxirten Werthes der Hofesländereien Inlän-
discher Domainen. Auch die noch nicht vcrtheilten Krons-
güter fallen seit der Einführung der kurzjährigen Arrende-
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fristen bei jedem Neuausbot im Preise. Während z. B. daa 
auf 24 Jahre verarrendirte Gut Enge-Uddafer von 100 auf 
2075 Rubel jährlicher Arrende gestiegen ist, sank die auf 
nur ein Jahr ausgegebene Domaine Karrai in Ösel von 1286 
auf 234 Rubel!!! Die bei so kurzjähriger Verpachtung un-
vermeidliche Deterriorirung der Baulichkeiten, Felder, Wie-
sen UDd Weiden wird nachträglich noch ganz besonders zur 
Geltung gelangen 1 

Sollte das jetzt adoptirte System auch nur durch etwa 
10 Jahre massgebend bleiben, so wird Bach Verlauf der-
selben der Zustand der Domainen Livlands den Anblick 
trostlosester Verödung bieten. All diese Verwüstung und 
Verschleuderung öffentlicher Einkünfte, welche bei jetziger 
Finanzlage des Reiches doppelt ins Gewicht fällt, soll aus-
schliesslich zu agitatorischen Zwecken der Russificirung 
und der Glaubenspropaganda dienen, untergräbt aber fac-
tisch den gesunden Sinn des Bauerstandes und wird dem 
Reiche bittere Früchte tragen! — Jemehr nun die Krons-
einkünfte *aus den Domainen geschmälert werden, desto 
mehr willkürliche schwere Lasten bürdet man den privaten 

- Haken auf. 



6. Das Steuer- und Prästandenwesen 

in seiner je tz igen Gestalt ist eins der unerträglichsten im 
Lande. Während durch den Accordpunkt 18, ebenso wie 
durch die zaarische Resolution vom 12. October 1710 ad 
Punkt 18 für die Pr i ra thakcn namentlich und förmlich zu-
gestanden worden ist, dass dieselben in „Friedenszeiten mit 
keinem anderen , als den von Alters und voriger Zeit her 

iioth der Usance gewöhnlichen onoi ibus— wclche Grund-

steuern waren — belegt und über' alles dasjenige, was 
selbige zur Ungebühr drücken kann, billig sublcviret wer-
den sollten;'4 während das Privilegium Sigismundi Augusti 
im Vollen bestätigt worden ist, durch dessen Artikel X X t 

§ 9 das Steuerwill igungsrecht der Stände mit dürren Wor-

ten festgesetzt wird, so wurde zuerst — behufs glcich-

mässiger Behandlung mit dem Reich und vermeintlicher 

Er le ichterung für den Finanzminister — durch Einführung 
der Kopfs teuer ein Rückschri t t vom tractatenmässigen 
Rechte einer rationelleren Grundsteuer zu der willkürlich-
sten, nur in wenig kultivirten Ländern (Türkei) üblichen Ab-
gabeform gemacht. Seitdem ist die Kopfs teuer ohne billige 
Rücksicht auf das durch sie abgelöste Aequivalent auf 
712— 855 Procent der ursprünglichen Summe erhöht worden,*) 

*) Die Kopfsteuer betrug 1783 genau 70 Kopeken, jetzt 2 Rubel und 
ist durch Aussterben etc. je nacli der Gegend auf 5 und G Rubel vom 
Kopf gestiegen. 

3 
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und lastet als schwerer Druck sowohl auf der ärmsten 
Tagelöhncrklasse, als auch auf der durch solidarische 
Haft für alle Ausfälle eintretenden Gemeinde. Ebenso be-
schwerlich und dem gewährleistenden Selbstverwaltungs-
Principe widersprechend war die 1824 eingeführte Revision'' 
der Landes-Kassabücher, und die 1833 auf Livland ange-
wandte, im Rcichsinnern als Wolilthat mit Freude begrtisste, 
für Livland neue Kategorie der Landesprästanden, -d. h. 
solcher Abgaben, an denen publike und private Steuer-
haken-zu gleichen Theileu partieipiren so l l t en . -

Während der H a k e n p r e i s privater Güter binnen 100 
v Jahren von 1764—1864 auf das 5 fache gestiegen ist, sind die 

gesammten H a k e n ! a s t e n auf das 14fache emporgetrieben 
worden. Wären die Abgaben im Verhältniss der Güter-
preise gewachsen, so hätten sie sohon* 1864 statt 35 nur 
13 Rub. betragen, wären dagegen die Werthe der privaten 
Haken im Verhältniss der Afygabensteigerung gehoben wor-
den, so müsste ein S teuer -Haken jetzt statt mit 15,000 
Rubel im Durchschnitt mit 40,000 Rubel bezahlt werden. 
Einen gewissen Antheil an dieser unverhältnissmässigen 
Ueberlastung des privaten Grundes und Bodens lägt der 
Umstand, dass s e i t 1834, d. h. seit G e w ä h r u n g „ g l e i c h -
massiger" Landesprästanden-Vertheiluog, die Steuerbasis 
für publiken und privaten Grundbesitz ungleich geworden 
ist dadurch, dass die Z a h l d e r p u b l i k e n Haken von 
1030 auf 737 durch Ummcssung nach veränderten aber 
nicht verbesserten Grundsätzen h e r a b g e d r ü c k t worden 
ist, während doch auf Kronsgütern, — wo die Zunahme 
des cultivirten Bauerlandes sicherlich nicht geringer hätte 
sein müssen, als auf den Privatbesitzungen — allermin ce-
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stens 400—500 Haken mehr zu verzeichnen gewesen wären, 
als die Taxationen der neuesten Kronsmessungen angeben. 

Es ist also Thatsache, dass e in Theil der Haken im 
Lande nach a n d e r e n Grundsätzen als der a n d e r e ver-
anschlagt wird, und g l e i c h w o h l die Ergebnisse beider 
Taxen als g l e i c h w e r t h i g e Grundlagen für die Besteue-
rung angewendet wird, wodurch für die Privatgüter nur 
Steigerung, für die Domänen nur Verminderung der Haken-
zahl und der ihr entsprechenden Steuerlast herbeigeführt 
wird. Das>Publicum erblickt in diesen, Ungleichheiten die 
Absicht den thatsächlich sachgemässen Anschlag des Cata-
sters auf den Privatbesitzungen zu verdächtigen und als 
drückend hinzustellen; dagegen den Pachtinhabern von ]£ron-
ländereien durch den neuen Krons-Cataster als begünstigt er-
scheinen zu lassen. Einen Hauptzuwachs aber der Hakeu-^ 
lasten im Betrage von 240 pCt, erlitt das Land in den 40er 
Jahren durch den anbefohlenen Bau der Riga-Engelhardhof-
schen und der Riga-Pleskau'schen Chaussee, welche bei man-
gelhafter Sparsamkeit Seitens der aufgenöthigten Krons-
Ingenieure den unerhörten Preis von circa 20,000 Rubel 
für die Werst, d. h. etwa 140,000 Thaler für die Meile, in 
Anspruch nahmen. Bis zum Jahr 1865 hat das Land be-
reits 878,000 Rubel für diesen Bau hergebeir müssen und 
wird bis zur völligen Abtragung der Anleihe 1,812,000 Rubel 
Silber von seinen Steuerhaken'gezahlt haben. 

Während die Krone zur Provinzialverwaltung in L i v -
land nur 9 pCt., in den Gouvernements des Reichsinnern 
23 pCt. ihres Reineinkommens aus der Provinz veraus-
gabt; so erreichten die stets wachsenden Steuern bereits 
volle 13 pCt. des Netto-Einkommens der Privatgüter. — 
Jegliche Grundsteuer ist als Reallast im Grunde nur dem 

3* 
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Gutsbesitzer auferlegt, der Bauer von ihnen faktisch libe-
rirt, nur formell mitbetheiligt worden; dafür erreichte, ohne 
Ermöglichung irgend welcher Billigkeits - Controlle, die 
Kopfs teuer eine faktische Höhe von 5 .Rubeln mit Aus-
schluss der sehr bedeutenden Rekrutensteucr . Die schon-
für sich ansehnliche Tabaksteuer , alle Arten Zölle, alle 
Auflagen durch Stempelpapier, Poschl in , Gewerb-, Gross-
und Kleinhandelscheine musäten als augenblicklich unbe-
rechenbar in dieser Darstel lung, ausser Acht gelassen 
werden. 

Es dürf te vielleicht der Billigkeit en t sprechen , wenn 
zur Entlastung der har t bedrückten Privathaken ein zwi-

schen der Regierung und dem Landtage zu vereinbarendes 

gleiches Steuerfundament für die Krons- und Pr ivatgüter 
eingeführt würde; wenn aus Kronsmittcln zur Erhal tung 
des Provinzialstaats vfrhaj tnissmässig in Livland nicht 
weniger eingeräumt würde, a ls . in ähnlichen, — z . B . auch 

mit einer Universität verselicnen gleich umfang- und volk-
reichen — russischen Gouvernements; wenn man diese Pro-
vinz zu Gunsten der Reichsverwaltung nicht mit höheren 
Steuern belastete als die Gouvernements des Innern; wenn 
dem Lande die Buchführung, Distribuirung und die Er-
hebungsart für die Reichsprästandcn ebenso überlassen 
bliebe, wie alle Bestimmung über Höhe, Vertheilung und 
Erhebungsmodus sämmtlichcr aus eigenen Mitteln zu , be-
schaffenden Provinzialausgabcn, 



6. Das VerMltniss zum Reich, und unsere 
Rechtsgrundlagen. 

Nachdem der Reihe nach auf den einzelnen Lebens-
und Rechtsgebieten die Schädigungen, sowie die für die 
Zukunft zu befürchtenden schädlichen Folgen der Wahr-
-heit gemäss dargestellt worden sind, lso liegt uns Vorzugs- * 
weise ob, die Rechtsansprüche unserer ' einheimischen 
Existenz und unser^d* V e r h ä l t n i s s e zum russischen Ge-
sammtstaat zu skizziren, die Quelle zu nennen, aus welcher 
die — unsere organische, zeitgemässe Fortentwickelung 
hemmenden und zerstörenden Uebel entsprungen sind, und 
endlich auch die einfachen allgemein gültigen Mittel und 
Wege nachzuweisen, durch welche einzig und allein den 
Uebeln im Lande abgeholfen werden kann, -r-

Zur Beurtheilung, ob unsere durch ein siebenhundert-
jähriges eigenes Culturleben erworbenen landesstaatlichen 
Verfassungsgrundlagen noch Lebenskraf t besitzen, oder ob 
sie den Bestand des Gesammtstaatcs gefährden, wird eine 
Skizzirung ihres Entstehens die besten Dienste leisten. 

Es war keine geringe Summe selbstentwickelter, ein- A-
gewöhnter Rechts- und Culturformen, welche nach vier-
hundertjähriger Selbstständigkeit bei der Vereinigung Liv-
lands mit dem Herzogthura Litthauen durch Sigismund 
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August, später nach Demüthigung Polens durch die schwe-
dischen Regenten und endlich beim Untergänge der schwe-
dischen Hegemonie im Jahr 1710 durch Verhandlung zwi-
schen dem General-Feldraarschall Schermetjcw und den 
Ständen in Livland anerkannt und gewährleistet wurde. 

a. Kaittr Peter* Zuge- Durch vier Reversalien oder Univorsal ien—deren nament-
»tändniss der Rechte 
durch u n i ^ a n - lieh, drei, vomJ2.Juli 1704, vom letzten Januar und 16. August 

1710 erhalten sind — hatte Peter der Grosse den Ehst-
und Livländern unter der einzigen Bedingung, dass sie 
sich dem Russischen Schutze unterwerfen, allerlei Sicher-
heit der bürgerlichen und staatlichen Existenz — nament-
lich in den drei letzteren Universalien die Bestätigung 
und Wiederherstellung ihrer alten „von den schwedischen 
Königen zwar beschworenen, aber dennoch verletzten Ge-
wohnheiten, Gesetze, Rechte und Privilegien" bedingungslos 
o f f e r i r t . Diesen russischer Seits a u s f r e i e n S t ü c k e n 
gemachten A n e r b i e t u n g e n wie einem Heiligthum ver-

b. In den, Aecordpunkte trauend, setzten die Städte und Ritterschaften Accord-
tingenommen. 

punkte auf, leisteten nach vorangegangener Verhandlung 
und namentlicher Rechtszuerkennung ihren Unterthaneneid 
dem Kaiser Peter dem Grossen, welcher darauf eine 
Generalconfirmation der sämmtlichen Rechte ergehen liess, 

c. Durch Kaiser Peter damit, — wie der weise und gütige Monarch sich aus-
dtm Lande gegenüber 

motivirt. drückte, — dadurch d i e R i t t e r - und L a n d s c h a f t vo r 
s i c h u n d i h r e P o s t e r i t ä t s i c h e r g e s t e l l t , so v i e l -
m e h r a n i m i r t u n d a u f g e f r i s c h t w e r d e , i h r e b e -
s c h w o r e n e u n t e r t h ä n i g e T r e u e mi t u n v e r d r o s s e -
n e m r e c h t s c h a f f e n e m D i e n s t e , n a c h E r f o r d e r u n g 
d e r Z e i t e n a u c h m i t B l u t u n d L e b e n zu b e s t ä r -
k e n , - In welchem Grade Seitens des russischen Staates 
die gegebenen Versprechen, dass die contrahirenden , ,L iv-
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l ä n d e r u n d i h r e N a c h k o m m e n , w i e e s d e n n r e c h t 
u n d b i l l i g i s t , b e i d e m a l l e n v o l l k o m m e n u n d 
i m m e r w ä h r e n d v o m Z a a r e n u n d s e i n e n N a c h -
k o m m e n s o l l e n e r h a l t e n u n d g e h a n d h a b t w e r -
d e n " , aufrichtig und irretraktibel gegeben worden 
waren,, geht aus dem Umstände hervor , dass weder der 
Nystädter Fr iedens t rakta t vom 20. Augnst 1721 in einem (1. Durch FriedenilraJctat 

bert tnguri'jtlo» feitgesctzt. 
seiner Livland betreifenden Punkte 9, 10, 11, 12, noch 

das spätere Aboer Friedensinstrument Punkt 8, 9 und 
10 vom 7. August 1743, irgend eine Art Einschränkung 
unserer Rechte stipulirt, vielmehr Seitens Russlands in 

Punkt 9 Stadt und Land bedingungslos zugesagt wird, 
dass beide beständig und unverrückt b e i i h r e n m i t g e -

b r a c h t e n Rechten erhalten werden sollten." 
Dass Kaiser P e t e r der Grosse sich verpflichtet hatte,«?• y-wnAkitorAtwingnAe. 

Gründe uetjenilber Polin 
ein aus Schweden's Händen zurück erobertes Livland ohne und Sachsm-
Entschädigung an Polen und Sachsen zurückzuerstatten, 
ist urkundlich; dass diese Verpflichtung nicht gehoben, 
sondern nur in einzelnen Punkten modißcirt worden war, 
werden in Angriff genommene Aktenforschungen, welche ein 
weiteres Gebiet umfassen, zur Genüge daitliun. 

In Folge des 27. Haupts tückes vom General - Regle- R• ^nVsterieii 
ment fü r die Reichscollegien im Kaiserthume Russland, Landesrecht, 

war j ede s Ministerium schuldig, „nach den besonderen Pri-
vilegien der dem russischen Scepter unterworfenen Pro-
vinzen sich zu erkundigen, Abschriften zu nehmen und j e d e 
Nation nach den confirmiiten Rechten zu t rakt i ren." Ge-
mäss dem , , e r n s t l i c h e n B e f e h l und G e b o t " a m Schlüsse 
der beiden Zaarischen Generalconfirmationen vom 30. Sep-
tember 1710, welche den ..hohen und niedrigen Befehls- p. Stellungders&mmt-

" ° liehen KronsÄutori- ' 

habern der Orte und Allen, welche dem Zaar mit Pflicht u^dLmht.111 
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und Gehorsam verbunden sind", auferlegten wider die Pri-
vilegia, Ritterrechte, Statuten, Freiheiten und Gerechtig-
keiten den Ständen keinen Hinder- oder Nachtheil zuzu-
fügen oder zufügen zu lassen", hat auch der dirigirende 

D. S te l lung des Senats Senat in allen Angelegenheiten, welche auf die Landes-
zum L andesrecht. 

rechte sich bezogen, seine Entscheidungen, so u n d n i c h t 
a n d e r s getroffen, „ w e i l s o l c h e s in d e n F r i e d e n s -
t r a k t a t e n ' 4 , oder „wei l s o l c h e s in d e n P r i v i l e g i e n u , 
oder „weil s o l c h e s in d e n T r a k t a t e n u n d P r i v i -
l e g i e n v e r o r d n e t w o r d e n " , zu dessen Beleg nur einige 
Ukase angeführt werden sollen, z. ß. vom October 1721, vom 
18. Mai 1722, vom 28. Mai 1723, vom 3. Juni 1723, vom 
16. Juni 1723, vom 8. August 1723, vom 2. December 1723, 
vom 13.'December 1723, vom 20. December 1723, vom 

^ 18. Februar 1724, vom 18. December 1724, vom 23. Mai 
.1725, vom 8. September 1725, vom 15. December 1725, 
vorn 21. October 1728, vom 4. Juni 1752, vom 12. Juli 1760. 

k. War die Bestätigung Wäre russischer Seits die Bestätigung der Landes-
der Landesrechte -eine ° 

bedingte? rechte und Privilegien eine materiell nur bedingte, die 
a. Logisch verneint. reelle Gebundenheit nur der Stände bezweckende gewesen: 

so hätte der Nystädter Friedenstraktat solches aussprechen 
m ü s s e n und f a k t i s c h ausgesprochen, was n i c h t ge-
schehen ist. Weil nun in internationalen, so gut als in 
privaten Verträgen unausgesprochene Bedingungen und 
A u s n a h m e n n i c h t statthaben, zumal h i e r „ b e s t ä n d i g e 
und u n v e r r ü c k t e C o n s e r v i r u n g " sowohl im Accord 
und der Confirmation, als im Friedenstraktate, n a m e n t -
l i c h und in der f e i e r l i c h s t e n Form seitens des Monar-
chen für sich und seine Nachfolger gelobt ist: so darf und 
muss die gegenseitige und gleichmässige Gebundenheit so-
wohl der Regierung als der Stände in Livland volle An-



— 41 — 

erkcnnung und Geltung gemessen. Es gereicht dem Rechte 
der Provinz zur besonderen Stärke, die grossen ebenso 
freimüthigen als k l a r e n W o r t e a u f w e i s e n zu können, b ' w r ' 
m i t w e l c h e n der Erwerber unserer Provinzen, K a i s e r 
P e t e r d e r G r o s s e die Aufforderung zum Anschluss 
an Russland — durch den General-Feldinarschall Schere-
methew im Universale vom letzten Januar 1710 mot i -
v i r t e . Sie markiren die gegenseitige bilaterale Stellung 
der Stände und der Regierung haarscharf. 

Aua obigen Worten erhellt bis zur Evidenz, dass r Djo jj, d 

nach den gewiss m a s s g e b e n d e n A n s i c h t e n d e s Z a a -
^ R. Werden logisch enl-

r e n s e l b s t , wie nach denen seiner Vertrauensmänner, die krä/M. 
— weder in den Uni Versalien, noch in der Generalconfir-
mation der Stadt-Rigaschen Privilegien, noch in dem Ny-
städter Friedenstraktate, noch in den Revalsehen und in 
den estäldischen Accordpunkten; sondern — a u s s c h l i e s s -
l i c h nur in der Generalconfirmation der ritterschaftlichen 
Privilegien Livlands enthaltenen zwei Klauseln — : uso 
weit sich dieselben (Rechte) auf jetzige Herrschaft und 
Zeiten appliciren lassen" und „Uns und unsere Reiche" Ho-
heit und Recht in Allem vorbehaltlich, und sonder Nach-
theil und Präjudiz" — F o r m a l i e n sind, welche in Rechts* 
händeln zwischen Herrscher und Ständen-- üblich waren, 
nicht aber M i t t e l , m i t d e r e n H i l f e o h n e Z u t h u n d e s 
e i n e n c o n t r a h i r e n d e n T h e i l s der a n d e r e b e l i e b i g e 
V e r ä n d e r u n g e n oder gar A b o l i t i o n d e s S t i p u l i r t e n 
e r z i e l e n k ö n n t e . 

Und auch dieses lässt sich nicht nur logisch, sondern *>. werden recemuuteh 
< ° entkräftet. 

ebenso urkundlich aus den in den Akten befindlichen Peters-
burger Verhandlungen mit dem Livländer Landrath Schulz 
von Ascherieden, wie auch schon aus dem Recesse des Land-
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tagea von 1711, unzweifelbar erhärten wo der Generalbevoll-
mächtigte Baron Loewenwolde in Gegenwart seiner beiden 
Regierungsräthe, der zum Landtage in Riga versammelten 
Ritterschaft auf dem Kloster persönlich erklärte, dass die 
Ritterschaft dieser C a n z e l e i f o r m a l i e n w e g e n k e i n e 
B e s o r g n i s s hegen dürfe und an Kaiserl. Majestät keine 
weitere Bitte zu richten brauche, „ w e i l d i e s e l b e o h n e -
d i e s s so g e n e r e u s e w ä r e n , d a s s s ie d i e P r i v i l e g i a 
e h e r v e r m e h r e n a l s m i n d e r n w ü r d e n " ; eine Ver-

C. Ueber einstimmende ' 
Alterungen Kaiser Sicherung, die um so mehr G lauben verdiente, als sie nur 
Peters, Loewenwolde s, ~ 

' die Worte des vom Kaiser selbst als Einladung zur Unter-
werfung in Universale niedergelegte Versprechung wieder-
holte: ,,dass, sobald das Land unter unsere Devotion völlig 

\ 

gebracht ist, wir nicht allein o h n e e i n i g e I n n o v a t i o n 
die im ganzen Lande und Städten b i s h i e zu üblichen 
Freiheiten und Rechte — welche unter schwedischer Re-
gierung eine Z e i t h e r o w e l t k u n d i g v i o l i r t worden — 
nach ihrem wahren Sinn und Verstand h e i l i g zu c o n -
s e r v i r e n und zu h a l t e n gesinnt sind; s o n d e r n wir g e -
l o b e n auch dieselben mit a m p l e r e n und h e r r l i c h e r e n 
n a c h G e l e g e n h e i t ' z u v e r m e h r e n . ' ' Durch diesen Satz 
ist die vollkommenste wörtliche Uebereinstimmurig der Ver-
sprechungen Loewenwalde's und Scheremetjew's mit denen 
des Kaisers Peter des Grossen, sowie die Aufrichtig-
keit und allezeit bindende Kraft der bedingslosen Gelöb-
nisse widerspruchslos und unwiderlegbar bewiesen. Die 
Akten beweisen mit dürren Worten, dass die oben an-
geführten Klauseln ausschliesslich gegen die im U n i o n s -
D i p l o m mitenthaltene Verbriefung der Vereinigung Liv-
lands mit Littauen und gegen das im Frivilegio Syl-
vestri enthaltene Recht der Livländer" über Krieg und 
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•Frieden mitzubestimmen" —, welches in den eingereichten 
Auszug aus dem Privilegio ganz speciell mitaufgenommen 
war —, gerichtet worden ist; somit heut zu Tage, wo Liv-
land am allerwenigsten solche Rechte in Anspruch zu 
nehmen gedenken könnte, gegenstandlos geworden ist. 

Die Klausel ist auch als entbehrlich ohne Gefahr für d. DS» amui» werden 
T» • I TI , Ir . . , , . . . . wit'itrhoU ohne Schaden 

das Reich z. B. von der Kaisenn Anna bei Gelegenheit «*«*»•«• 
ihrer 1730 erfolgten Bestätigung beseitigt worden, 

Sollte es endlich auffallend erscheinen, dass bei jedem G. sccundairc confir-7 •> mationeu der Landes-
Thronwechsel die Livländer solche für alle künftigen Zei- a.re£%V». 
ten und Thronerben im Voraus bereits verbrieften Rechte 
zu erneuter Bestätigung unterbreiteten, so war auch dieses 
ein für alle Mal alter wohlbegründeter livländischer 
Brauch. Da es nämlich in vorigen Zeiten keine organisch 
geordneten Gesetzsammlungen gab, so wurden dem neuen 
Herrscher die einzelnen nach den Bedürfnissen der Zeit 
allmälig erworbenen Rechts-Urkunden zur Kenntnissnahme 
vorgelegt und deren Heilighaltung von ihm de jure, gerade b-
so selbstverständlich versprochen, wie die Unterthanen 
selbstverständlich und de jure ihm den Eid der Treue 
leisteten. — 

Nachdem in Obigem die bleibende bilaterale Rechts- H
S(.ife '̂or'mdrecht«1" 

bündigkeit der livländischen Verfassungs-Urkunden darge- auf j e tz^z^ apph-
than worden ist; bleibt noch zu untersuchen, ob die von 
der Ritterschaft zu Gunsten de3 Landes in Anspruch ge-
nommenen Rechte: „auf jetzige Zeit applicirbar" sind, oder 
ob sie ancieren Rechtsgrundlagen Raum zu geben hätten? 

Wie den neu sich gestaltenden Rechtsbeziehungen des 
Landes nach aussen gegenüber Polen und Schweden 1561, lande* fortentu»clctIt-

1566, 1601, 1660 und gegenüber Russland 1710 Rechnung 
getragen worden war, so durfte auch der wachsende Bil-

* 
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dungsgrad aller Bevölkerungstheile im Lande Berücksich-
tigung verlangen. Wei t entfernt aus diesem Anspruch auf 

b. AvibudiingsbedürfniM Formenwandelung im Innern Hinfälligkeit aller Landes-
der Rechte giebt nicht 
Recht zuv Aufhebung des oder schlechtweg aus dem Alter unserer Verfassungs-

grundlagen die N o t w e n d i g k e i t ihrer Vernichtung abzu-
c. Dessen Lebensfähig- leiten, weiset vielmehr das Alterthum der Rechte auf einen 
keit durch dag Alterthum 

erwasen. denselben innewohnenden, jungen, fr ischen, durchaus lebens-

fähigen Kern, welcher nur der In tegr i tä t bedarf um neue 
Tr iebe aus eigener Wurzel zu zeugen, die den Bedürf-

nissen einer höher und durchgängig cultivirten Landes-
<i. Gegenwärtige Auge.- bevölkerung genügen können, — Selbstvcrwallungfcrcchte 
,tieingutiykeit der von uns c o o ö 

oeansp>uchtm alten Lan- a | j e r , die schon in minder aufgeklärten Jahrhunderten dem 

Lande gewährt werden konnten, sind am wenigsten zu jetzi-
gen erleuchteten Zeiten und bei einer Bevölkerung von 
erhöhter Bildung, wie die Livlands, ganz eigentlich appli-

cirbar, um so mehr, als heute die ganze übrige gebildete 
Q 

Welt des Genusses solcher Güter sich erfreut, oder (jAfch 
dieselben zu erwerben trachtet . 

4 



7. Gesetzgebung^ - Initiative. 
Auf Grundlage rechtskräftiger Urkunden, hat der A. GREUZC DER LIVIÄN 

t ischen Initiative. 
Landtag in allen Angelegenheiten, die auf die Rechte^ 
Interessen und Berechtigungen der Ritterschaft oder auf 
das Wohl des ganzen Livlandes sich beziehen, mitberathen, 
weil nach unserem Rechte nichts ohne Hinzuziehung der 
Livländer in Landesaffairen geschehen soll. Als Nachweis B. Quellen der initia-

dienen aus alten Zeiten die Landtagsrecesse selbst, des 
Erzbischofs Thomas Schöning Confirmatorium privilegiorum 
von 1531, das dem Fürsten Radziwill 1562 vorgelegte 
ständische Memorial, das Unionsdiplom Punkt 5, die könig-
lich schwedische Resolution vom 4. Juli 1643 Punkt 3, die 
Capitulation vom 29. Juni 1710 Punkt 5, die Resolution 
vom 1. März 1712 und § 2 der am 11. März 1827 durch 
Senats-Ukas bestätigten Landtags-Ordnung. 

Dass nicht alle durch die Zeit und durch den Bil- Hibiehn̂ ingen 
dungsstand der gesammten Bewohnerschaft Livlands gefor- dcn Landtae-
derten Wandlungen der Verfassungsformen sich bereits 
vollzogen haben, lässt sich - abgesehen von der Unmög-
lickkeit ohne Schädigung der Sache selbst, alle Gebiete 
gleichzeitig zu reformiren — , für die frühere Zeit haupt-
sächlich aus der Stütze erklären, welche dem abschlies-
senden Adels-Interesse in der Reichsverfassung Russlands 
und der Rechtshandhabung seitens der Oberverwaltung zu 
Theil ward, für die spätere Entwickelungsperiode aber 
wohl a u s s c h l i e s s l i c h zurückführen auf das durch zahlreiche 
Angriffe gegen unser verfassungsmässiges Recht der Ge-
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setzesini t iat ive wohlbegründete und vom Landtag gehegte 
t iefe Misstranen gegen die Ungunst derRegicrungs-Gewalten. 

D. Der Landtag hat die c s schon a priori als nicht billig anzusehen, dass 
Gesctzgebungs - Initia- r 0 7 

^anzenU^dcs^zu08 ein dem Lande seit £ Jahr tausend als heilig zuerkanntes 
Währen « 

und von ihm geübtes Recht verkürzet werde ; so hält sich 
die livländische Ri t terschaf t für verpflichtet, — wie zu 
Gunsten^ so im Namen des ganzen Landes, gemäss dem 
3. Addi tament der Capitulat ionspunkte, namentlich dieses 
Fundament aller unserer Verfassungsrechte in Anspruch 
zu nehmen, als ein ihr zur Mitverwaltung heilig anver-
trautea Gemeingut. 

ni!cVGesetzê 11 Wenn nun das Provinzialrecbt, gemäss Einführungs-
a. Wa» der Provinziell- Ukas desselben vom 1. Juli 1845 keine andere Aufgabe 
Codex sein ioll und Hin 

wiiif erfüllen sollte, als in Grundlage der von Kaiserlichen Vor-
fahren verliehenen und vom Monarchen bestätigten Rechtc 
dieselben in volle Gewissheit zu bringen und in einer Ord-

nung darzustel len" auch dem Ukas gemäss „weder der neue 
Provinzial-Codex, noch auch das allgemeine Gesetzbuch, die 

Kra f t und Geltung der bestehenden (provinciellen) Gesetze 
ändern sollte", so verordnete der 5. Punk t des Ukascs 
schliesslich, dass für den Fall einer Unklarheit im Wesen des 
Gesetzes, oder eines Mangels oder einer Unvollständigkeit in 
seiner Darstel lung die vorgeschriebene Ordnung der Erläu-
terung und Ergänzung d i e s e l b e bleibt , wie sie b i s h e r 
(natürlich in Livland, von welchem die Rede ist, und dessen 

Rechte hier nur gesammelt, nicht verändert werden sollten) 

b e s t a n d e n hat, d. h. m i t Admittirung der Landräthc und 
Th' L Deputir ten d a m i t n i c h t in Landessachcn o h n e das Land 

entschieden werde. Zur Beseit igung aber der Ansicht, als 
ob durch § 2 des Provinzialrechtes Th. I unsere Admitti-
rung bei der Gesetzgebung d e n n o c h aufgehoben worden 
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sei, — weil ihm zu Folge g l e i c h d e n a l l g e m e i n e n G e -
s e t z e n auch diese von den allgemeinen abweichenden 
Rechtsbestimmungen der provinziellen Gesetze ihre Kraf t 
nur v o n d e r s e l b s t h e r r s c h e n d e n G e w a l t e n t n e h -
m e n , diene der Hinweis darauf: dass e b e n die A c c o r d -
p u n k t e C o n f i r m a t o r i e n und T r a k t a t e , d i e j e n i g e n 
Akte der s e l b s t h e r r s c h e n d e n Gewalt s i n d , denen 
u n s e r Recht zur Gesetzgebungsinitiative für die neue 
Periode der r u s s i s c h e n Oberhoheit mittels Bestätigung 
und Gelöbniss Ursprung und K r ä f t e n t n i m m t . 

Ktntf nns aber bei diesem guten modernen, unter allen f. Förmliche Beseiti-outiu o g u n g de;. Gese1z_ 
gebildeten Völkern gültigen, also auf j e t z i g e Zeit sehr sebungsinitiative. 

w o h l applicirbaren Rechte zu b e l a s s e n , so führte ein 
vom 10. September 1855 datirter Senats-Ukas im W i d e r -
s p r u c h g e g e n die namentlichen G e g e n Vorstellungen des 
L a n d t a g e s die neue Ordnung ein: „dass bei Empfang einer 
neuen a l l g e m e i n e n Gcsetzes-Vorschrift im Gouvernement 
der Oberchef desselben, die P a l a t e n (d. h. die Gouver-
nemcnts-Ivrons-Oberbehörden) zur Beprüfung derselben in 
Gemeinschaft mit der Gouvernements-Regierung zusammen-
berufen, und falls das n e u e Gesetz in irgend einer Be-
ziehung als n i c h t passend für die lokalen Verhältnisse be-
funden wird, so wird es ihnen g e s t a t t e t , im Allgemeinen, 
ihre Vorstellungen dem Senate e i n s t i m m i g zu machen, im 
Fall der B e s t ä t i g u n g von Seiten der h ö h e r e n G e w a l t 
muSS es aber trotz Einstimmigkeit der Einsprache als unab-
änderlich angesehen und s t i l l s c h w e i g e n d e r f ü l l t werden." G

ißt 

Tu dieser harten Verordnung, die ein entschiedenes Miss- geJeDTreuT^ndloya-
T 1 TT 1 • l lWt d e r Pr0VillZ-trauensvotum gegen Land und Landtag involvirt, liegt der 

Ursprung wohl der meisten das Land drückenden Uebel. Der 
Landtag ist jedoch dessen im vollen sich bewusst, dass weder 
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von ihm als G e s a m m t h e i t , noch von irgend einer P a r t e i , 
o d e r P e r s o n im Lande eine Trennung vom Reiche heim-
lich oder öffentlich befürworte t oder angestrebt worden ist, 
welche diese kränkende Schädigung veranlasst haben könnte; 
vielmehr werden alle Landesbewohner wie durch ihren Eid, 
so auch durch ihre materiellen nrid rechtlichen Beziehungen 
an das Reich gefesselt , dessen Herrscher die Sicherheit des 
Eigenthums, die Freihei t des Gewissens, kurz die gesaminten 
Verfassungsgrundlagen des Landes verbrieft haben. 

'heiliglten"bürgt f&r Gerade die als Separatismus v e r d ä c h t i g t e livlän-
und RdchZ,u,geftattet t i s che Treue zu diesen h e i l i g s t e n G ü t e r n der Kirche, 
und fordert Veriaruen. , ~ . 

der Sprache, der Verfassung b ü r g e n s o s t a r k a l s d i e 

g e s c h w o r e n e n E i d e für unverbrüchliche Treue auch 
zum kaiserlichen Schirmhcrrn und zum Re iche , die uns 
nicht pflichtvergessen finden werden. Wären die bündigen 
Verfassungs-Grundlagen jederze i t den Gesetzen gemäss von 

den Reichsautoritäten beobachtet worden, hätte die Reichs-

verwaltung absehen wollen von einer Verschmelzung unserer 

und des Reiches Verfassung und Rechte, der Vortheil der 
anfeuernden und veredelnden S e l b s t t ä t i g k e i t in Anschlag 
geb rach t ; die Entwickelung unserer Rechtsformen nähme 
sicherlich einen höhern Standpunkt ein, als es im Augen-
blick der Fal l ist. Die Treue zu unseren Rechten hätte 
nicht wie Abfall und Widerspenst igkei t Vorwand zu so har-
ten Strafmassregeln werden können, als die beklagte Rechts-
kränkung über uns verhängt hat. 

tribunaH^n LMaud.6*" Einer der vorzüglichsten Rechtsansprüche, zu Gunsten 
a. seine jtechubasn. Livländcr wiederholt ihre Initiative bethätigt, 

liegt in Gründung eines O b e r t r i b u n a l s im Lande. 
War ein solches schon durch Punkt VI des Privilegiums 
Sigismundi Augusti erbeten und unbeschränkt gewährt wor-
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den, so hatte der völlig acceptirte 9. Accordpunkt der 
Ritterschaft, sowie die Kaiserliche Resolution vom 12. Oc-
tober 1710 ad 9 das Gewährte n i c h t s w e n i g e r als r ü c k -
g ä n g i g zu machen gesucht, vielmehr die Ausführung nur 
bis zur B e e n d i g u n g des K r i e g e s hinausgeschoben. Soll- b-
ten nun nach 160jährigem Abwarten bequemerer Zeiten, 
und der erforderlichen Mittel, welche wir in den Domänen-
einnahmen und in einem Ueberschuss von 91 pCt. Krons-
revenüen aus Livland nachweisen können, die Erfüllung 
der gegebenen namentlichen Zusage endlich vollzogen 
werden; so würde dem Lande durch dieses Institut eine c-
bedeutende Vereinfachung, Erleichterung und Abkürzung 
des Rechtsganges geboten, dessen Entbehrung wir schmerz-
lich empfinden müssen! Bei der Ausdehnung des Reiches 
und der Verschiedenartigkeit der Rechts-Gewohnheiten und 
Bedürfnisse im Staate ü b e r s t e i g t es m e n s c h l i c h e Kraft 

. , , i - t i . . i - i - L rechttkränkende üni-und Einsicht, a l l e n verschiedenen Ansprüchen g l e i c h - ßkationen vornehmen 
. . , TlitUt. 

z e i t i g zu genügen, wird das Bestreben durch Uniformi-
rung das Geschäft zu erleichtern, stets neu angeregt, durch 

j e d e n n e u e n Versuch — Verschiedenartiges zu verbinden und 
gleich zu behandeln w e s e n t l i c h e s Interesse g e s c h ä d i g t . 

Einmal seit Eintritt Livlands unter die Oberhoheit des 
russischen Kaiserscepters sah die Ritterschaft sich ge-
nöthigt, am Throne um Wiederherstellung ihrer durch Ein-
führung der Statthalterschaftaverfassung gestürzten recht-
mässigen gesammten Landesinstitutionen zu bitten — und 
nicht umsonst — denn am 20. November 1796 erkannte 
Se Majestät der Kaiser Paul für Recht, dem Lande das 
von der Monarchin seiner Mutter Katharina II., 1783 ge-
nommene Rechts-Eigenthum wieder zu geben. 

4 



8. Die Presse. 
Die durch eigeuthümlichc Lage des Landes, durch 

Kultureinflüsse, endlich durch seine Autonomie bedingte 
höhere Entwickelung Livlands hat seit Aufhebung der Censur 
in beiden Residenzen statt Aufmerksamkeit und Nacheife-
rung zügelloseste Anfeindung der russischen Presse erregt ; 
es sind namentlich die schon vielfach gekränkten Rechte 
auf Gewissensfreiheit, auf Benutzung deutscher Sprache in 
Schule und Behörde, auf autonomische Verwaltung der 
Provinzial-Interessen, so wie auf Betheiligung an der Ge-
setzgebungsinitiative für die Provinz, — welchen in erster 
Linie wir den vorgeschrittenen Zustand Livlands verdan-
ken —, als eben so viele Mittel zum Abfall vom Reiche 
verdächtigt und allgemeiner Verfolgung preisgegeben wor-
den ! Statt zur Beseitigung solchen Uebels dem Lande den 
Gebrauch der nämlichen Waffe zu gestatten, deren die An-
greifenden sich bedienen, worauf der Landtag von 1869 
antrug, wurde die deutsche Provinzial-Presse geknebelt, 
buchstäblich um den rcsidenzlichen censurfreien Blättern 

' „nicht Vorwand zu neuen Angriffen zu leihen", während das 
angegriffene Land gleichzeitig an eben diese Residenz-
blätter verwiesen ward, deren russischer Theil die Auf-
nahme jeglicher sachgemäßen Berichtigung und Rechtfer-
tigung hartnäckig verweigerte, deren deutscher Theil wegen 
Vertretung der baltischen Rechte durch den Obcrverwal-
tenden in Presssachen alsbald verwarnt, mit Unterdrückung 
bedroht und damit verhindert wurde, seine Stimme zu Gun-
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sten baltischer Interessen ferner zu erheben. — Nicht 
genug, dass die provinziellen Zustände diesem illusorischen 
Schutz in der Residenzpresse empfohlen wurden, äie z i -
schen Provinz- und Residenzpresse herrschende Rechts-
ungleichheit "ward in das Herz der Provinz dadurch ver-
legt, dass derselbe Censor, welcher der deutschen Presse 
jegliche Polemik, insbesondere die Verteidigung des ver-
brieften Landesrechtes der deutschen Behördensprache 
u. s. w. hartnäckig auf höheren Befehl verweigerte, den 
russischen und lettischen Provinzialblftttern — wahrschein-
lich doch mit höherer Genehmigung — Artikel zu ver-
öffentlichen gestattet, deren Abdruck den deutschen Zei-
tungen im Lande verwehrt bleibt!!!. 

9. Sclilusfl. 
Ueberblicken wir endlich alle Uebelstönde und Schä-

digungen, welchen das Land auf den verschiedenen Lebens-
ûnd Rechtsgebieten unterworfen Wörde» ist, «o kann der 

augenblickliche Zustand Jior als der höeliBtgeateigerfcen 
Rechtsunsicherheit bezeichnet werden. 

Durch die Verwirrung der provinziellen Verhältniase 
Livlands dürfte -am wenigsten dem Gestunrntstaat gedient 
sein, dessen Oberverwaltung unmöglich die Vernichtung das 
wohlgeordneten Gemeinwesens einer Provinz beabsicli-
gen könnte. 

Nur die volle Anerkennung des gelobten festem, unter 
russische Oberhoheit von uns mitgebrachten und heiliges 
Rechtsbodens , — dessen wi r einem aufgeklärtem Jahr-
hundert angehörige Nachkommen n i c h t minder werth 
und würdig zu sein vermeinen, als unsere V o r f a h r e n vor 
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anderthalb Jahrhunderten, zu Zeiten als das S c h w e r t die 
Welt regierte, — kann dem Lande das tief erschütterte 
Rechts vertrauen wiedergeben. 

Das klare, feste Bewustscin, dass von den Rcchten, 
auf deren Aufrechthaltung das Begehren des Landes sich 
richtet, kein e i n z i g e s auf j e t z i g e Zeiten „unapplicirbar" 
ist, das vielmehr s ä m m t l i c h o u n s h e i l i g e Rcchte un-
veräusserliche Güter der g-esammten Culturwelt sind, 
weil einzig sie das w a h r e Glück gebildeter Völker be-
gründen; — die innere Gewissheit, auch keinen f l ü c h -
t i g e n Augenblick in der beschworenen Treue zu unserem 
Monarchen und dem Reiche gewankt zu haben; — die 
Ueberzeugung, dass w i r mit u n s e r e r Selbstentwickelung 
w e d e r dem Reiche G e f a h r e n bereitet, noch dasselbe in 
s e i n e r cigenthümlichen wohlbcrechtigtcn Entwicklung be-
hindert haben; — die Erkenntniss, dass wir durch weiteres 
Verschweigen der am Gemeinwohl zehrenden Schäden unsere 
heiligste Pflicht gegen den Monarchen und das Reich selbst 
versäumen würden; — das feste Vertrauen auf die uner-
schöpfliche Gnade, die unerschütterliche Gerechtigkeit Sr. 
Majestät des Kaisers: ermuthigte die livländische Ritter-
schaft Angesichts der uns umringenden Widersacher, trotz 
Missgunst und Verläumdung, die Bitte um ein geneigtes 
Gehör und Aufrechthaltung der Verfassungsgrundlagen an 
den Stufen des Kaiserthums niederzulegen. W i r zweifel-
ten n i c h t daran, dass K e n n t n i s s n a h m e d e r U e b e l und 
A b h i l f e derselben e in W e r k sein werden unter dem 
Scepter des durch Gnade und Gerechtigkeit gleich er-
habenen Herrschers I 
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